
 
Lfd. Nr.: GR/003/2025 

VERHANDLUNGSSCHRIFT 
 

aufgenommen bei der am Donnerstag, den 26.06.2025 im Sitzungssaal der 
Marktgemeinde Walding stattgefundenen 

 

öffentlichen Sitzung des Gemeinderates 
 

der Marktgemeinde Walding  
 
Beginn:  19: 00 Uhr 
Ende:  20:14 Uhr 
 
Anwesende: 
 
Ing. Johann Plakolm, MA ÖVP    
Ing. Johann Zauner ÖVP    
Brigitte Atzlesberger, PMSc GRÜNE    
Manfred Bellmann FPÖ    
Erika Brunnbauer, BEng. ÖVP    
Ing. Christian Engleder ÖVP    
DI. Gerhard Engleder ÖVP    
Barbara Hodgkins ÖVP    
Benedikt Koll ÖVP    
Irmtraud Konczalla ÖVP    
Jakob Loizenbauer ÖVP    
Mag. Sofia Mitmasser-Aschauer   GRÜNE    
Mag. Helmut Mitter SPÖ    
Ulrich Steininger, B.A. GRÜNE    
Michael Vierlinger, BEd MEd ÖVP    
Mag. BEd Stefan Zauner SPÖ    
Daniela Beismann SPÖ    
Ing. Mag. Richard Gresak GRÜNE    
Mag. Alfred Fischer ÖVP Vertretung für Frau Christine Grabinger  
Engelbert Grünberger SPÖ Vertretung für Frau Melanie Riegler  
Erich Linner SPÖ Vertretung für Herrn Dkfm. Herbert Merzinger  
Ing. Franz Luger SPÖ Vertretung für Herrn Christian Schindler  
Monika Reitermayr SPÖ Vertretung für Frau Renate Auberger  
Dzhabir Tagirov ÖVP Vertretung für Herrn Mag. Thomas Kriegner-

Gruss  
Ing. Franz Trummer ÖVP Vertretung für Herrn Christian Lackner  

 
 
Nicht Anwesende: 
 
Renate Auberger SPÖ entschuldigt  
Christine Grabinger ÖVP entschuldigt  
Mag. Thomas Kriegner-Gruss ÖVP entschuldigt  
Christian Lackner ÖVP entschuldigt  
Dkfm. Herbert Merzinger SPÖ entschuldigt  
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Melanie Riegler SPÖ entschuldigt  
  
Christian Schindler SPÖ entschuldigt  

 
AL Reinhard Grössmann MPA MBA 
 
Schriftführer: Hanne-Lore Ecker 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass  
1. die Sitzung von ihm einberufen wurde und 
2. die Verständigung hierzu gemäß OÖ GemO 1990 idgF schriftlich unter Bekanntgabe der 

Tagesordnung erfolgt ist, 
3. die Beschlussfähigkeit gemäß § 50 OÖ GemO 1990 gegeben ist, 
4. die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 8.5.2025 bis zur heutigen Sitzung 

während der Amtsstunden im Marktgemeinde Walding auflag, während der Sitzung noch 
aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können. 

 

 

Tagesordnung 

 1.  Bericht des Bürgermeisters 
  
 2.  Änderung des Dienstpostenplans der Marktgemeinde Walding 
  
 3.  Nachtragsvoranschlag 2025 und MEFP 
  
 4.  Neuerlassung der Tarifordnung für die Kinderbetreuungseinrichtungen der Marktge-

meinde Walding 
  
 5.  Wasserleitungsordnung - Neuerlassung (RIS-authentisch) 
  
 6.  Kanalordnung - Neuerlassung (RIS-authentisch) 
  
 7.  Land OÖ - Ermächtigung zum Abschluss von Vereinbarungen mit Mobilfunkbetrei-

bern für die Auslösung von Bevölkerungswarnungen mit AT-Alert 
  
 8.  Flächenwidmungsplan 8 - Änderung 24 (Kirschneredtweg) 
  
 9.  Flächenwidmungsplan 8 - Änderung 35 (Leitnerweg) 
  
 10.  Allfälliges 
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Soweit bei den einzelnen Beschlüssen nichts anderes angeführt ist, hat diese der 
Gemeinderat durch Erheben der Hand gefasst.  
 
Der Bürgermeister begrüßt alle Anwesenden und bedankt sich für das pünktliche Erscheinen.  
 
Erich Linner gelobt in die Hand des Bürgermeisters: 
 
„Ich gelobe, die Bundesverfassung und die Landesverfassung, sowie alle übrigen Gesetze und 
alle Verordnungen der Republik Österreich und des Landes Oberösterreich gewissenhaft zu be-
achten, ihre Aufgabe unparteiisch und uneigennützig zu erfüllen, das Amtsgeheimnis zu wahren 
und das Wohl der Gemeinde nach bestem Wissen und Gewissen zu fördern.“ 
 
 

Beratungsverlauf und Beschlüsse: 
 

1. Bericht des Bürgermeisters 
 
Berichterstatter und Antragsteller: Bgm. Ing. Johann Plakolm 
 

❖ Sportpark – Lokal ORSO 

Das Lokal muss leider neu ausgeschrieben werden, da wir die Mieter wegen sehr 

hoher Mietrückstände kündigen mussten. Die rückständigen Zahlungen werden ein-

gefordert. 
Mag. Stefan Zauner: Wie lange ist die Kündigungsfrist?  
AL Reinhard Grössmann MPA MBA: Sofort kündbar, wegen der hohen Zahlungsrückstände. 
 

❖ Arbeitskreis Musikhaus 

Findet am 30.6.2025 um 19 Uhr statt. Bitte die Fraktionsvertreter/innen im Verhältnis 

vom Gemeindevorstand entsenden. 

 

❖ Jugendbefragung -Ask the Youth 

Die Präsentation über die Ergebnisse der Studie findet am 27.6.2025 um 16 Uhr im 

Sitzungssaal der Marktgemeinde Walding statt. 

 

❖ Vergabe Hort 

Heute gab es eine Videokonferenz um 11 Uhr mit Rechtsanwalt Mag. Schiefer. An-

wesend waren Richard Gresak, Johann Zauner, Reinhard Grössmann und ich. Hel-

mut Mitter schaltete sich online dazu. Das Ergebnis der Beratung war, dass wir die 

vergaberechtliche Durchführung mit einer Gewerke weisen Vergabe machen wollen. 

Es geht da um eine Kostenersparnis, die sich in Form des Generalübernehmerauf-

schlages (GÜ) ausdrückt. Das ist ein Aufschlag in der Größe von 8 – 12 %. Wir kön-

nen uns damit mehr als 200.000 Euro ersparen, daher diese Art des Vergabeverfah-

rens. 
 

❖ Kinderferienprogramm 

Es ist wieder ein sehr umfangreiches Programm. Danke an alle Vereine und Veran-

stalter. 
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2. Änderung des Dienstpostenplans der Marktgemeinde 
Walding 

 
 
Berichterstatter und Antragsteller: Ing. Christian Engleder 
 

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Walding hat in der Sitzung am 12.12.2024 eine Änderung 
des Dienstpostenplans beschlossen. Diese Änderung des Dienstpostenplans ist aufgrund des Oö 
Budget-Begleitgesetz 2017 i.V.m. dem Erlass des Landes Oö. IKD-2017-455838/24-Wb vom 
15.01.2018 und der OÖ. Gemeinde-Dienstpostenplanverordnung 2019 nicht genehmigungs-
pflichtig.  
 
Nicht genehmigungspflichtige Änderungen des Dienstpostenplans dürfen nur mehr im Zuge des 
Nachtragsvoranschlags bzw. Voranschlags durchgeführt werden. Die Änderung wurde mit dem 
Voranschlag 2025 kundgemacht und ist seit 01.01.2025 rechtsgültig. 
 

Darstellung in PE=Personaleinheiten lt. derzeitigen rechtsgültigen DDP: 
 

Dienstpostenplan      

Allgemeine Verwaltung     

    

PE Art des 
Dienst-
postens 

Bewertung 
neu 

Bewertung  
alt 

Bemerkung DPG Aktuelle 
Einstufung1 

Einstufung 
nach DPG2 

1  B  GD 9.1  B II-VII   -   

1  VB  GD 13.2   3 GD 13.2 GD 13.2 

1  VB  GD 13.2   3 GD 13.2 GD 13.2 

1  VB  GD 16.3    3 GD 16.3 Keine Änderung 

1  VB  GD 16.3    3 GD 16.3 Keine Änderung 

1 VB GD 17.4  GD 16.3  
befristet bis 
31.12.2028 

gem.§ 2 
DPPL-VO 

2019 

4 GD 17.4 GD 16.3 

1 
 

VB  GD 18.5  0,375 GD 
18.5 

0,625 GD 
16.3 befristet 

bis 
31.12.2028 

gem. § 2 
DPPL-VO 

2019 

4 
4 

GD 18.5 
GD 18.5 

Keine Änderung 
GD 16.3 

1,75  VB  GD 18.5   0,5 PE auf 
Rechnung 
eines GD 
17 gem. § 

11 (1) 

4 
 

GD 18.5 
 

Keine Änderung 
 

1  VB  GD 18.5    4 GD 18.5 Keine Änderung 

1  VB  GD 20.3   GD 18.5 
befristet 

bis 
31.5.2030 

gem.§ 2 

4 GD 18.5 GD 18.5 
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DPPL-VO 
2019 

0,7  VB  GD 21.7    4 - Keine Änderung 

Bücherei     

0,75  VB  GD 18.EB     4 GD 18.EB Keine Änderung 
    

Kindergarten, Krabbelstube und Hort    

14,9
9 

VB  KBP  I L/l 2b 1      

10,7
0  

VB  GD 22.3  I/d      

Handwerklicher Dienst     

1  VB  GD 18.1       

1  VB  GD 19.1       

1  VB  GD 19.1  II/p 3 ad 
personam  

xxxx  II/p 1 

    

2  VB  GD 19.1       

1  VB  GD 19.1       

1 VB GD 23.2 II/p 3     

1 VB GD 23.1      

3,75
x1  

VB GD 25.1      

X1 mit der Auflage, dass die Gesamtreinigungsfläche mit eigenem Personal gereinigt wird 

 
Im Sinne der Deregulierungsbestrebungen und zur Stärkung der Gemeindeautonomie wurde mit 
Beschluss der Oö. Landesregierung vom 18. November 2019 die OÖ. Gemeinde-Dienstposten-
planverordnung 2019(neu) erlassen. Sie wurde mit LGBl. Nr. 120/2019 kundgemacht und ist mit 
13. Dezember 2019 in Kraft getreten.  
 
U.a. wurde folgende Möglichkeit geschaffen: 
 

• Schaffung von Dienstpostengruppen in Gemeinden ab 1.001 bis 7.000 Einwohne-
rinnen bzw. Einwohnern und einer Umreihungsmöglichkeit innerhalb der Dienst-
postengruppen (§§ 2, 3 und 6 bis 11)  

Dadurch erhalten die Gemeinden die Möglichkeit, die Dienstpostenpläne innerhalb des durch die 
Dienstpostengruppe festgelegten Rahmens flexibler zu gestalten. Ausgehend von der Einreihung 
nach § 2 Abs. 4 besteht somit innerhalb dieses Rahmens und unter Bedachtnahme auf die 
Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit sowie unter Heranziehung 
der Grundsätze der Oö. Gemeinde-Einreihungsverordnung eine befristete Umreihungsmöglich-
keit. 
 
Vorgehensweise zu den Umreihungen: 
 

I. Zuordnung zu einer Funktionslaufbahn gem. § 2 Abs. 4:  
Diese Vorgabe ist durch den vorhandenen rechtskräftigen (genehmigten bzw. verordnungsge-
prüften) Dienstpostenplan bereits erfüllt. 
 

II. Höherbewertung nach § 2 Abs. 3 und Umreihung gem. § 3 Abs. 1:  
Unter Bedachtnahme auf die Gemeindegröße, das wirtschaftliche Aufkommen, die Gesamtper-
sonalausstattung, die Leistungsfähigkeit und dauerhafte qualitative Mehrbelastungen können in-
nerhalb der festgelegten Dienstpostengruppe entsprechende Höherbewertungen im Dienst-
postenplan (§ 2 Abs. 3) und in der Folge dienstrechtliche Umreihungen (vgl. § 3 Abs. 1) erfol-
gen. 
Diese Höherbewertungen sind ebenso wie die anschließenden Umreihungen jeweils längstens 
auf einen Zeitraum von fünf Jahren zu befristen. 
 
Gem. § 2 Abs. 2 werden nachfolgende Dienstpostengruppen im Sinn des Abs. 1 festgelegt: 

1. DPG 5 = GD 25 bis 21 
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2. DPG 4 = GD 20 bis 16 
3. DPG 3 = GD 15 bis 11 

Nach Rechtskraft der Dienstpostenplanänderung soll der Gemeindevorstand die entsprechende 
Umreihung in die höhere (numerisch niedrigere) Funktionslaufbahn bei Vertragsbediensteten mit-
tels Nachtrag zum Dienstvertrag längstens auf einen Zeitraum von fünf Jahren - umsetzen. 
 
Beim Dienstpostenplan der Marktgemeinde Walding sollen folgende Änderungen vorgenommen 
werden: 
 

1) Beendigung der befristeten Höherbewertung von 0,625 PE des Dienstpostens 
GD 18.5 per 31.07.2025 

 
Hierbei handelt es sich um den Dienstposten, welcher der Assistenz f. die Amtsleitung, Personal-  
 
u. Personenstandswesen sowie Kinderbetreuungsangelegenheiten in GD 16.3 zugeordnet ist. 
 
Mit GR-Beschluss v. 14.12.2023 wurde der Dienstposten bis 31.12.2028 befristet höherbewertet. 
Da die Bedienstete, welche den Dienstposten innehat, die Kündigung eingereicht hat, soll die 
Umreihung per 31.07.2025 beendet werden. 
 

2) Höherbewertung des Dienstpostens GD 18.5 in GD 16.3  

Qualifizierte/r Sachbearbeiter/in mit besonderer Funktion  
 

Gehaltsschema NEU:  Funktionslaufbahn GD 18.5 
   Funktion: Sachbearbeiterin 
 
Besetzt mit 1,0 Personaleinheiten 
 
Zuteilung zur Abteilung Verwaltung 
unmittelbarer Dienstvorgesetzter: Amtsleiter Grössmann 
 
Folgende detaillierte Aufgabenbeschreibung: 
Assistenz der Amtsleitung 
 
Kinderbetreuung 
Verwaltung des Kinderbetreuungsprogrammes KIGADU 
Berechnung und Abrechnung Kinderbetreuungsbeiträge 
Gastbeiträge 
Administrator für KIGADU Programm 
Rechtsangelegenheiten 
Anträge / Förderungen 
Statistiken / Nachweise 
Diverse Tätigkeiten 
 
Schriftführung und Sachbearbeiterin Kulturausschuss 
Teilnahme Sitzungen + Schriftführung, Protokollerstellung, Organisation der Veranstaltungen 
 
Schriftführung und Sachbearbeiterin Familienausschuss 
Teilnahme Sitzungen + Schriftführung; Protokollerstellung, Organisation  
 
Sachbearbeiterin für Wahlen, Volksbegehren, Volksabstimmungen und  
Abwicklung und Vorbereitung  
 
Verwaltung Zeiterfassung (Personal) 
Auswertung, Kontrollen, Korrekturen, Ablage 
Eingabe von Dienstzeitprogrammen, Überstunden-, Zeitausgleich- und Urlaubsanträge 
Anträge Förderungen (Schüleraufsicht, Lohnkosten, etc.) 
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Mithilfe Standesamt 
Vorarbeiten (Sterbefälle, Nacherfassungen, Urkunden, etc.) 
Staatsbürgerschaftsnachweise  
 
Wohnungsvergabe 
Seniorenwohnungen + betr. Wohnen 
 
Raum- und Schlüsselverwaltung 
Koordination Raumvergabe 
Vermietung und Abrechnung von Veranstaltungen 
Schlüsselverwaltung (Verwahrung, Ausgabe, Neubestellung, etc.) 
 
Sonstiges 
Vertretung bzw. Mithilfe: Wartung Homepage + Facebook 
 
Organisatorische Aufgaben für Reinigung v. Gebäuden 
RIS Kommunal  
 
Begründung der Höherbewertung in GD 16.3 Qualifizierte Sachbearbeiterin 
 
Gem. Einreihungsverordnung gehören zu den Aufgaben eines/r qualifizierten Sachbearbeiters/in 
folgende Tätigkeiten im Verwaltungs- u. Wirtschaftsbereich:  
 
a) das Verfassen von Sachverhaltsdarstellungen sowie die Durchführung behördlicher Er-
mittlungsverfahren, das Erlassen von Verfahrensanordnungen sowie nicht standardisierter Be-
scheide; die Erteilung von Bewilligungen: 
b) die Bearbeitung von Anträgen bzw. Ansuchen oder 
c) mit lit. a und b vergleichbare, überwiegend standardisierte Tätigkeiten im hoheitlichen oder 
privatwirtschaftlichen Bereich der Gemeinde. 
 
Entspricht im Wesentlichen dem Aufgabenbereich des Verwaltungsfachdienstes (einschließlich 
Rechnungsfachdienst) gem. Dienstzweig C/1 der Anlage zur Oö. Gemeindebeamten-Dienstzwei-
geverordnung bzw. dem Verwaltungs- u. Wirtschaftsfachdienst gem. II. Teil lit. c Z. 19 Oö. LVBV. 
Hohes Maß an Selbstständigkeit, nicht nur in Routinefällen. 
 
Verwendungsvoraussetzungen: Niveau eines Hauptschulabsolventen und entsprechendes Fach-
wissen durch einschlägigen Lehrabschluss oder Berufspraxis; genaue Kenntnisse der in Betracht 
kommenden Vorschriften und Gesetze. 
 
Die Aufgaben der o.a. Aufgabenbeschreibung erfordern hohes Maß an Selbstständigkeit u. ge-
naueste Kenntnisse der in Betracht kommenden Vorschriften u. Gesetze. 
 
Seitens der Amtsleitung besteht eine Befürwortung der Höherbewertung. 
 
Der Bürgermeister hat den Gemeindevorstand sowie den Gemeinderat mindestens sechs Mo-
nate vor Ablauf einer solchen Befristung über deren Auslaufen zu informieren. 
 
Der Gemeinderat hat sodann zu prüfen, ob die Kriterien, die zur Höherbewertung geführt haben, 
noch vorliegen. Sollte dies zutreffen, kann der Gemeinderat für einen weiteren befristeten Zeit-
raum (längstens fünf Jahre) die Höherbewertung des Dienstpostens festlegen und soll in der 
Folge der Gemeindevorstand gleichgehend die weitere befristete dienstrechtliche Umreihung vor-
nehmen. 
 

3) Erhöhung der Dienstposten in der Funktionslaufbahn GD 22.3 - Pädagogische 
Assistenzkräfte 

Aufgrund der laufenden Dienstausmaßänderungen und -anpassungen der Päda-

gogischen Assistenzkräfte in den Kinderbetreuungseinrichtungen soll eine Erhö-

hung von 10,70 auf 11,30 Personaleinheiten beschlossen werden.  
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Der Gemeinderat möge den Dienstpostenplan wie folgend beschließen: 
 
Darstellung in PE=Personaleinheiten: 

 

Dienstpostenplan      

Allgemeine Verwaltung     

    

PE Art des 
Dienst-
postens 

Bewertung 
neu 

Bewertung 
alt 

Bemerkung DPG Aktuelle 
Einstufung1 

Einstufung nach 
DPG2 

1  B  GD 9.1  B II-VII   -   

1  VB  GD 13.2   3 GD 13.2 GD 13.2 

1  VB  GD 13.2   3 GD 13.2 GD 13.2 

1  VB  GD 16.3    3 GD 16.3 Keine Änderung 

1  VB  GD 16.3    3 GD 16.3 Keine Änderung 

1 VB GD 17.4  GD 16.3 befristet 
bis 31.12.2028 
gem.§ 2 DPPL-

VO 2019 

4 GD 17.4 GD 16.3 

1 
 

VB  GD 18.5  0,375 GD 18.5 
0,625 GD 16.3 

befristet bis 
31.07.2025 gem. 

§ 2 DPPL-VO 
2019 

4 
4 

GD 18.5 
GD 18.5 

Keine Änderung 
GD 18.5 

1,7
5  

VB  GD 18.5   0,5 PE auf Rech-
nung eines 

GD 17 gem. § 11 
(1) 

4 
 

GD 18.5 
 

Keine Änderung 
 

1  VB  GD 18.5   GD 16.3 befristet 
bis 30.6.2030 

gem.§ 2 DPPL-
VO 2019 

4 GD 18.5 GD 16.3 

1  VB  GD 20.3   GD 18.5 befristet 
bis 31.5.2030 

gem.§ 2 DPPL-
VO 2019 

4 GD 18.5 GD 18.5 

0,7  VB  GD 21.7    4 - Keine Änderung 

Bücherei     

0,7
5  

VB  GD 18.EB     4 GD 18.EB Keine Änderung 

Kindergarten, Krabbelstube und Hort    

14,9
9  

VB  KBP  I L/l 2b 1      

11,3
0  

VB  GD 22.3  I/d      

Handwerklicher Dienst     

1  VB  GD 18.1       

1  VB  GD 19.1       
1  VB  GD 19.1  II/p 3 ad 

personam  
Xxxx II/p 1 

    

2  VB  GD 19.1       

1  VB  GD 19.1       



Seite 9 von 46 

 
X1 mit der Auflage, dass die Gesamtreinigungsfläche mit eigenem Personal gereinigt wird 

 
 

Beschlussantrag: 
Beschluss wird in Nachtragsvoranschlag 2025 eingearbeitet und mit-
beschlossen. 
 

Mag. Stefan Zauner: Im Beschlussantrag steht: „Beschluss wird im Nachtragsvoranschlag 

2025 eingearbeitet und mit beschlossen...“. Stimmen wir darüber separat ab?  

Bgm. Ing. Johann Plakolm: Der TOP ist nachher ein Teil das Nachtragsvoranschlages. 

Mag. Stefan Zauner: Ich beantrage eine separate Abstimmung über den Dienstpostenplan.  

AL Reinhard Grössmann MPA MBA: Im Nachtragsvoranschlag ist unter Punkt a “Den 

Dienstpostenplan zu beschließen“. Der TOP ist separat.  

 

Diskussion 

 

AL Reinhard Grössmann MPA MBA: Im Nachtragsvoranschlag ist der Dienstpostenplan 

Punkt a). Die Reihenfolge ist, wenn der Dienstpostenplan geändert wird, muss es darüber 

einen separaten Beschluss geben. Der ist heute zeitnah TOP 2, muss es aber nicht sein. 

Wir hatten früher Fälle, da lagen Monate dazwischen, da wurden die Umreihungen, die wir 

beabsichtigt haben, unter dem Jahr gemacht und mit Voranschlagsbeschluss wurde der 

geänderte Dienstpostenplan beschlossen.  

Die geänderte Version ist dann Teil des Voranschlages. Mit Beschussfassung des Dienst-

postenplans im Rahmen des Voranschlages oder des Nachtragsvoranschlages ist diese Än-

derung erst gültig. Vorher gilt die Änderung gar nicht.  
 
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 1    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
 

3. Nachtragsvoranschlag 2025 und MEFP 
 
Berichterstatter und Antragsteller: Bgm. Ing. Johann Plakolm 
  

1 VB GD 23.2 II/p 3     

1 VB GD 23.1      

3,75
x1  

VB GD 25.1      
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Vorbericht zum 1. Nachtragsvoranschlag 2025 gemäß § 10 Oö. Ge-
meindehaushaltsordnung (Oö. GHO) 

 

 
 

Voraussichtliche Entwicklung der liquiden Mittel, wobei die Zahlungsmittelreserven ge-

sondert anzuführen sind. 

 

Liquide Mittel 

 

Einzahlungen der voranschlagswirksamen Gebarung: (SU 31 

+ SU 33 + SU 35) 

15.801.200 

Auszahlungen der voranschlagswirksamen Gebarung: (SU 

32 + 34 + SU 36) 

16.602.300 

Saldo 5 (Geldfluss der voranschlagswirksamen Geba-

rung) 

-801.100 

 

• Der Finanzierungsvoranschlag zeigt, dass die Höhe der Auszahlungen die Höhe der Ein-

zahlungen überschreitet und sich dadurch die liquiden Mittel um € 801.100,00 verringern 

werden. Diese Verringerung ist durch den Stand am Girokonto nicht mehr gedeckt.  

 

Die Gründe für die Verringerung der liquiden Mittel liegen:  

• in der investiven Gebarung: 

Zuführungen zu den Projekten 

 

Geplante Maßnahmen zur Gegensteuerung bei einer negativen Entwicklung: 

• Auflösung allgemeine Haushaltsrücklage 

• Aufnahme Darlehen für Projekt Neubau Hort 

 

Zahlungsmittelreserven und Rücklagen 

 

Zum Zeitpunkt der NVA-Erstellung stehen der Gemeinde für das Haushaltsjahr 2025 voraussicht-

lich folgende Zahlungsmittelreserven zu Verfügung: 

 

 Rücklagenstand 01.01.2025 
Zahlungsmittelreserve  

01.01.2025 

allgemeine Haus-

haltsrücklagen 
1.780.600 1.761.522,09 

gesetzlich zweckge-

bundene Haushalts-

rücklagen 

691.300 671.143,58 

Summe 2.471.900 2.432.665,67 

Differenz zwischen 

Rücklagen und Zah-

lungsmittelreserven 

39.234,33* 

* Tw. noch Veränderungen ZMR im Jahr 2025 (für RA 2024) 

 

Voraussichtlicher Bedarf an Kassenkrediten 

 

Die maximale Höhe des Kassenkredits beträgt gemäß § 83 Oö. GemO 1990 i. V. m. § 1 Abs. 1 

Oö. Kassenkredit-Anhebungsverordnung (ein Viertel/bis zu 33,3 % der Einzahlungen der laufen-

den Geschäftstätigkeit) 3,33 Mio. Euro  
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Ein Kassenkreditvertrag in Höhe von EUR 500.000,00 wurde bereits für den VA 2025 abgeschlos-

sen. 

 

Entwicklung des Ergebnisses der laufenden Geschäftstätigkeit, sowie Entwicklung den 

nachhaltigen Haushaltsgleichgewichts 

 

Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit  

 

Ergebnis der laufenden 

Geschäftstätigkeit 
RA 2024 VA 2025 

VA 2025 inkl. 

NVA 2025 

Einzahlungen: 10.531.515,92 10.646.200 10.810.700 

Auszahlungen: 10.876.778,02 11.148.800 11.358.300 

Saldo: -345.262,10 -502.600 -547.600 

 

Damit der Haushaltsausgleich nach § 75 Abs. 4a und 4b* Oö. GemO 1990 als erreicht gilt, müs-

sen folgende Mittel in Anspruch genommen werden: 

• Entnahme von allgemeinen Haushaltsrücklagen (inkl. Zahlungsmittelreserven) in der 

Höhe von 552.200 Euro. 

 

Entwicklung des Nachhaltigen Haushaltsgleichgewicht 

 

Ein nachhaltiges Haushaltsgleichgewicht liegt vor, wenn  

a) im Finanzierungshaushalt die Liquidität der Gemeinde gegeben ist, 

b) 
im Ergebnishaushalt das Nettoergebnis mittelfristig (fünf Jahre) aus-

geglichen ist und 

c) die Gemeinde ein positives Nettovermögen aufweist. 

 

• Nachhaltiges Haushaltsgleichgewicht wird nicht erreicht: 

der Finanzierungshaushalt ist 2025 und im Durchrechnungszeitraum negativ, 

der Ergebnishaushalt ist alle Jahre negativ. 

Die Gemeinde hat ein positives Nettovermögen. 

 

Geplante Gegenmaßnahmen: 

• Auflösung von allgemeinen Haushaltsrücklagen bis zum Jahr 2027.  

2028 stehen nicht mehr ausreichend Rücklagen für den Haushaltsausgleich zur Verfü-

gung. 

 

Voraussichtliche Entwicklung des Nettoergebnisses vor Entnahme von bzw. Zuweisungen 

an Haushaltsrücklagen (SAO) 

 

Das Nettoergebnis wird wesentlich durch die ergebniswirksamen Erträge und Aufwendungen be-

einflusst.  

 

 

 

 VA 2025 Plan 2026 Plan 2027 Plan 2028 Plan 2029 

Summe Erträge 

(MVAG-Code 21) 
11.662.900 10.714.200 11.149.900 11.343.500 11.808.100 

Summe Aufwände 

(MVAG-Code 22) 
12.621.700 11.395.000 11.374.500 11.484.100 

11.941.300 

 

Nettoergebnis 

(SA 0) 
-958.800 -680.800 -224.600 -140.600 -133.200 
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Entnahme von 

Haushaltsrückla-

gen (MVAG-Code 

230) 

1.158.800 357.800 357.800 159.900 0 

Zuweisung von 

Haushaltsrückla-

gen (MVAG-Code 

240) 

418.100 245.900 311.800 436.200 502.900 

Nettoergebnis 

(SA 00) 
-218.100 -568.900 -178.600 -416.900 -636.100 

 

Voraussichtliche Entwicklung der langfristigen Finanzschulden und Verbindlichkeiten  

 

 

Geplante Neuaufnahme von langfristigen Finanzschulden 

 

Darlehensaufnahme in Höhe von € 507.000,00 für Neubau Hort ist geplant. 

 

Voraussichtliche Entwicklung von langfristigen Finanzschulden und Verbindlichkeiten 

 

Die Finanzschulden und Verbindlichkeiten aus Darlehen und Finanzierungsleasing werden lau-

fend getilgt. 

 

In nachstehender Tabelle sind die geplanten summierten Auszahlungen für Finanzschulden und 

Verbindlichkeiten (inkl. Leasing) dargestellt.  
 

 VA 2025 Plan 2026 Plan 2027 Plan 2028 Plan 2029 

Gesamtsumme: 

(SU361) 
558.100 354.900 290.000 189.400 193.900 

 
 

Die voraussichtlichen Auswirkungen aus investiven Einzelvorhaben (Erträge, Betriebs-

kosten, Personalaufwand, Finanzierungskosten udgl.) 

 

Ev. Änderungen der Personal- oder Betriebskosten sind nicht berücksichtigt. 
 

 Ergebnishaushalt Finanzierungshaushalt 

Investives  

Einzelvorhaben 
jährl. Erträge jährl. Aufwände jährl. Einnahmen jährl. Ausgaben 

Neubau Hort  

Tilgung 
 25.000  25.000 

Neubau Hort  

Zinsen 
 17.000  17.000 

     

Summe  42.000  42.000 

 

Beschreibung wesentlicher Auswirkungen aus Entscheidungen vergangener Haushalts-

jahre, welche erst im Zeitraum der Veranschlagung und Finanzplanung wirksam werden, 

soweit sie nicht bereits Bestandteil der Z 1 bis 6 sind. 

 

• Innere Darlehen sind zu Beginn des Jahres mit rd. € 198.800 vorhanden. 

 

Beschreibung sich abzeichnender Entwicklungen (Verbesserungen, Belastungen), die 

sich in den folgenden Haushaltsjahren auf den Gemeindehaushalt auswirken können, wo-

bei diese möglichst auch wertmäßig abzugrenzen sind – zudem sind Möglichkeiten zur 

Abfederung allfälliger negativer Auswirkungen aufzulegen. 
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Für das Vorhaben Jörgmayrstr. 12 sind im VA und MEFP keine Mittel vorgesehen. 

 

Änderungen im Dienstpostenplan und ihre finanziellen Auswirkungen. 

 

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Walding hat in der Sitzung am 26.06.2025 eine Änderung 

des Dienstpostenplans beschlossen. Diese Änderung des Dienstpostenplans ist aufgrund des 

Oö Budget-Begleitgesetz 2017 i.V.m. dem Erlass des Landes Oö. IKD-2017-455838/24-Wb 

vom 15.01.2018 und der OÖ. Gemeinde-Dienstpostenplanverordnung 2019 nicht genehmi-

gungspflichtig.  

 

Der Gemeinderat möge den Dienstpostenplan wie folgend beschließen: 

 

Darstellung in PE=Personaleinheiten: 

 

Dienstpostenplan      

Allgemeine Verwaltung     

    

PE Art des 
Dienst-
postens 

Bewertung 
neu 

Bewertung 
alt 

Bemerkung DPG Aktuelle 
Einstufung1 

Einstufung nach 
DPG2 

1  B  GD 9.1  B II-VII   -   

1  VB  GD 13.2   3 GD 13.2 GD 13.2 

1  VB  GD 13.2   3 GD 13.2 GD 13.2 

1  VB  GD 16.3    3 GD 16.3 Keine Änderung 

1  VB  GD 16.3    3 GD 16.3 Keine Änderung 

1 VB GD 17.4  GD 16.3 be-
fristet bis 

31.12.2028 
gem.§ 2 

DPPL-VO 
2019 

4 GD 17.4 GD 16.3 

1 
 

VB  GD 18.5  0,375 GD 18.5 
0,625 GD 16.3 

befristet bis 
31.12.2028 

gem. § 2 
DPPL-VO 

2019 

4 
4 

GD 18.5 
GD 18.5 

Keine Änderung 
GD 16.3 

1,75  VB  GD 18.5   0,5 PE auf 
Rechnung ei-

nes 
GD 17 gem. § 

11 (1) 

4 
 

GD 18.5 
 

Keine Änderung 
 

1  VB  GD 18.5    4 GD 18.5 Keine Änderung 

1  VB  GD 20.3   GD 18.5 be-
fristet bis 
31.5.2030 

gem.§ 2 
DPPL-VO 

2019 

4 GD 18.5 GD 18.5 

0,7  VB  GD 21.7    4 - Keine Änderung 

Bücherei     

0,75  VB  GD 18.EB     4 GD 18.EB Keine Änderung 

    

Kindergarten, Krabbelstube und Hort    

14,99 VB  KBP  I L/l 2b 1      
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10,70  VB  GD 22.3  I/d      

Handwerklicher Dienst     

1  VB  GD 18.1       

1  VB  GD 19.1       

1  VB  GD 19.1  II/p 3 ad 
personam  
xxxx II/p 1 

    

2  VB  GD 19.1       

1  VB  GD 19.1       

1 VB GD 23.2 II/p 3     

1 VB GD 23.1      

3,75x1  VB GD 25.1      
 

X1 mit der Auflage, dass die Gesamtreinigungsfläche mit eigenem Personal gereinigt wird. 

 

 

Weiterführende Informationen 

 

2025 ist das Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit mit - € 547.600,00 negativ! 

Der Haushaltsausgleich kann nur durch die Zuführung von allgemeinen Rücklagen in Höhe 

von rd. 552.200 erreicht werden. Innere Darlehen wurden 2025 bereits aufgelöst und wieder 

der allg. Rücklage zugeführt. 

Es verbleiben danach noch allgem. Rücklagen in Höhe von rd. € 645.300, Rücklagen für 

Straßen von € 18.400 und Sonder-BZ von € 209.000. 

 

Im MEFP ist das Ergebnis jedes Jahr negativ: 

2026: - € 354.300 

2027: - € 359.400 

2028: - € 215.600 

2029: - € 334.000  

 

Bis zum Jahr 2027 können lt. derzeitiger Planung Rücklagen für den Haushaltsaus-

gleich und die Finanzierung des Horts aufgelöst werden.  

Eine Aufschlüsselung der Rücklagen ist eine Beilage des NVA. 

Im Jahr 2028 ist ein Haushaltsausgleich durch Auflösung von Rücklagen nicht mehr 

möglich, da nicht mehr ausreichend Rücklagen zur Verfügung stehen. 

 

Es ergeht daher vom Bürgermeister der Auftrag an den Gemeinderat, sich mit den 

Härtefondskriterien auseinanderzusetzen. 

 

 

Prioritätenreihung der Projekte: 

 

Ohne und mit Zuführungen aus op. Gebarung 

 

    Zuführung 
2025 

Zuführung 
2026 

Zuführung 
2027 

Zuführung 
2028 

Zuführung 
2029 

0 Fernwärme Amt 4.300     

0 Fernwärme Sportpark 2.300     

0 10-Jahres-Service Hubrettungs-
bühne 

0     

0 Wasserversorgung Murs-
berg/Seml. 

21.000     

0 Mairleitensteg 1.200     
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0 ÖBB-Kreuzung Weidenstraße 149.200     

0 Kindergarten Sanierung 1.800     

0 WEV 5.500 5.500 5.500 5.500 5.500 

1 Hort 0     

2 FWV Mühlviertel 20.900     

2 Hochwasserschutz Eschlbach 7.500     

2 Hochwasserschutz Eferdinger 

Becken 

0     

3 LKW Bauhof Kipper 21.700     

4 Gehweg Lindham 0     

5 Gemeindestraßen 2025 80.500     

6 Geh- u. Radweg B131 0     

7 Abbiegespur B127 Semleiten 10.000     

8 Renaturierung Gr. Rodl 0     

9 Regionale Digitale Notrufstelle 0     

10 BA 20 0     

11 Großlöschfahrzeug   179.000   

12 ÖBB-Kreuzung Waldweg     150.000 

 
 

Die Hebesätze für Steuern und Abgaben (inkl. USt.) sind 2025 wie folgt: 

 

Grundsteuer für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (A) 
500 % des Steuer-

messbetrages 

Grundsteuer für Grundstücke (B) 
500 % des Steuer-

messbetrages 

Hundeabgabe für jeden Hund jährlich 60,00 

Hundeabgabe – Wachhunde; Hunde zur Ausübung eines Berufs/Er-

werbs jährlich 
30,00 

Kanalgrundgebühr je m² jährlich 1,32 

Kanalgebühr je m³ jährlich 2,30 

Abfallgebühr 60 l Tonne je Abfuhr 11,68 

Abfallgebühr 90 l Tonne je Abfuhr 17,51 

Abfallgebühr 120 l Tonne je Abfuhr 23,35 

Abfallgebühr 90 l Abfallsack anstelle 90 l Tonne 17,51 

Abfallgebühr je 90 l Sack 9,00 

Abfallgebühr 770 l Container je Abfuhr 149,86 

Abfallgebühr 1100 l Container je Abfuhr 214,09 

Sperrmüllgebühr je angefangene 50 kg bei Abholung 17,44 

Wasserbezugsgebühr je m³ für die ersten 100 m³ eines Betriebsjah-

res 
0,70 

Wasserbezugsgebühr je m³ für die restliche Bezugsmenge eines 

Jahres 
1,31 

Wasserbezugsgebühr je m³ für die Entnahme aus Hydranten 2,00 

Wasserbezugsgebühr je m³ für die Abgabe an die Marktgemeinde 

Feldkirchen und an die Wassergenossenschaft Schwarzgrub 
0,80 



Seite 16 von 46 

Wassergrundgebühr 180,00 

Zuschlag zur Freizeitwohnungspauschale bei Wohnungen bis 50 m² 

Nutzfläche sowie Dauercamper 

150 % der Freizweit-

wohnungspauschale 

Zuschlag zur Freizeitwohnungspauschale bei Wohnungen über 50 

m² Nutzfläche 

200 % der Freizeit-

wohnungspauschale 

 

 

Gebührenkalkulation: 

Ausgegeben werden die Zahlen des NVA. Eine neue Gebührenkalkulation für Wasser und 

Kanal wurde aber nicht vorgenommen. 

 

Wasser- und Kanalgebührenordnung: 

Die Wasser- und Kanalgebührenordnungen wurden entsprechend der Hebesätze und der 

vorgeschriebenen Mindestanschlussgebühren für 2025 angepasst. 

 

 

Abfallgebührenordnung: 

Die Verordnung wurde für 2025 ebenfalls geändert. 

 

Gemeinde Walding, am 26.06.2025 

 

Der Bürgermeister: 

 

Ing. Johann Plakolm 
 
 

Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat möge: 

a) Den Dienstpostenplan wie vorgetragen beschließen, 
b) Den vorliegenden Nachtragsvoranschlag 2025 mit MEFP 2026 

– 2029 beschließen und 
c) Den Auftrag des Bürgermeisters zur Auseinandersetzung mit 

den Härtefondskriterien zur Kenntnis nehmen. 
 

Bgm. Ing. Johann Plakolm: Wir wollen den Hort errichten. Wir besprachen das auch schon 

mehrfach im Gemeinderat. Wie wir wissen, ist unsere Finanzsituation keine günstige. Un-

sere Rücklagen benötigen wir für das Projekt „Hortneubau“. Um den Finanzierungsplan vom 

Land zu bekommen, benötigen wir den Beschluss des Nachtragsvoranschlages. Ich ersu-

che den Nachtragsvoranschlag zu beschließen, der den Bau des Hortes ermöglicht. Auch 

andere Positionen wurden in den Voranschlag eingearbeitet.  

Ing. Christian Engleder: Im Text vom Nachtragsvoranschlag steht zweimal das Datum 

23.6.2025. Das wird wohl 26.6.2025 heißen. 

Brigitte Atzlesberger, PMSc: Müssen wir uns die Härteausgleichskriterien mittels Selbst-

studiums selbst beibringen, damit wir wissen, was der Inhalt ist, oder wird es dazu separate 

Diskussion oder irgendetwas dazu geben? 

Bgm. Ing. Johann Plakolm: Aus heutiger Sicht werden wir 2028 unseren Haushalt nicht 

mehr ausgleichen können. Daher geht es darum, sich auf die entsprechenden Maßnahmen 

einzustellen und vorzubereiten. Es wird vorher Gespräche geben. Warum es im Vorfeld 

keine Einbindungen gab, ist der Kurfristigkeit und der personellen Situation geschuldet. Der 

Hintergrund ist den Hort darzustellen. Deswegen ist jetzt nicht extra eine Finanzausschuss-

sitzung einberufen worden, aber wir müssen uns mit den Härteausgleichsfondskr iterien in 

der Zukunft beschäftigen. Wenn die Rücklagen aufgebraucht sind, sind wir 



Seite 17 von 46 

Abgangsgemeinde. In der Zwischenzeit müssen wir uns mit den Härteausgleichskriterien 

beschäftigen. Es wird eine inhaltliche Abhandlung im Finanzausschuss geben.  

Brigitte Atzlesberger, PMSc: Ich habe das Gefühl, je prekärer die Situation wird, desto 

weniger wird darüber geredet.  

Bgm. Ing. Johann Plakolm: Die finanzielle Schieflage der Finanzierung trifft alle Gemein-

den. Der Finanzausgleich ist daher, so wie er ist, nicht akzeptabel. Vom Land OÖ bekommen 

wir ab und zu einen Zahlungsfluss, damit wir uns finanziell über Wasser halten können. Wir 

sind leider am Gängelband des Landes OÖ. 

Mag. Helmut Mitter: Wir hatten heute Vormittag eine Besprechung bezüglich Hortvergaben. 

Da gab es auch Diskussionen über den Finanzierungsplan und die Gesamtkosten des Pro-

jekts. Wir beschließen bei diesem TOP im Prinzip die Darlehensaufnahme in einer bestimm-

ten Höhe. 

Daher zwei Fragen: 

1) Inwieweit wirkt sich unsere Entscheidung vom Vormittag auf den Nachtragsvoran-

schlag aus, wenn der Hort der wesentliche Triebfaktor des Nachtragsvoranschlages 

ist? 
 

2) Üblicherweise ist ja der Nachtragsvoranschlag eine genauere Prognose der Konjunk-

turdaten und in weiterer Folge des Finanzausgleiches. Sind diese aktualisierten Kon-

junkturdaten da jetzt schon eingerechnet oder müssen wir bei der nächsten Sitzung 

wieder einen Nachtragsvoranschlag beschließen, weil die Kosten noch nicht dabei 

sind. 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Die genaueren Konjunkturdaten sind da jetzt nicht eingeflochten. 
Reinhard, stimmt das? 
AL Reinhard Grössmann MPA MBA: Nein, die Kosten sind nicht inkludiert. 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Zu den Kosten des Hortes generell: es liegt immer eine Kosten-
schätzung dahinter. Was am Vormittag mehr oder weniger beschlossen wurde, ist im Nachtrags-
voranschlag nicht berücksichtigt, wobei die tatsächlichen Kosten für den Hort erst wirklich dingfest 
sind, wenn wir die Angebote haben. 
Mag. Helmut Mitter: Es gibt keine gesetzliche Voraussetzung, dass wir den Nachtragsvoran-
schlag heute so beschließen, wenn doch wesentliche Parameter nicht fix sind? 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Nein, es ist eine formelle Sache. Wir müssen den Nachtragsvoran-
schlag beschließen, damit wir für den Hort einen Finanzierungsplan bekommen. Solange wir kei-
nen Nachtragsvoranschlag beschließen, wird uns das Land OÖ keinen Finanzierungsplan schi-
cken.  
Mag. Stefan Zauner: Der einzige Satz im Amtsvortrag, der sich auf den Hort bezieht, heißt „Dar-
lehensaufnahme in Höhe von 507.000,00 Euro für Neubau Hort ist geplant.“ 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Da geht es ja nicht um den Satz.  
Mag. Helmut Mitter: Das Darlehen muss doch in einem eigenen Amtsvortrag beschlossen wer-
den. Wir können doch kein Darlehen in einem Nachtragsvoranschlag beschließen. Also kann es 
ja keine rechtliche Voraussetzung geben, um den Nachtragsvoranschlag beschließen zu müssen. 
Entweder wir beschließen das Darlehen und damit auch den Finanzierungsplan oder… 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Wir brauchen jetzt einmal den Nachtragsvoranschlag, wo der Hort 
inkludiert ist, wo die derzeit geschätzten Kosten inkludiert sind, damit wir den Finanzierungsplan 
bekommen. Das ist die Aussage der Bildungsdirektion bzw. des Landes OÖ. 
Mag Helmut Mitter: Brigitte sagte das schon „Je schlimmer die Lage, desto mehr diskutieren 
wir.“ Wir werden traditionell dem Nachtragsvoranschlag nicht zustimmen. Wie Stefan schon an-
merkte, möchten wir eine getrennte Abstimmung der einzelnen Punkte, um Gerüchte und andere 
Interpretationen unseres Stimmungsverhaltens zu vermeiden. 
Ulrich Steininger B.A.: Du hast uns sehr gut erklärt, warum wir den Nachtragsvoranschlag be-
schließen müssen, um den Finanzierungsplan für den Hort zu erhalten. Dafür gäbe es aber den 
Finanzausschuss. Ich verstehe das nicht. 
Mag. Stefan Zauner: Früher gab es regelmäßige Finanzausschusssitzungen. Es gab regelmä-
ßige Treffen der Fraktionsvorsitzenden. Man war eingebunden. Seit 2021 ist das alles verschwun-
den. Wir weisen seit Jahren darauf hin, dass wir finanziell auf einen Abgrund zu steuern. Ich 
schaute die Protokolle der letzten Jahre durch. Das letzte Mal als das Budget einstimmig 
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beschlossen wurde, war vor sechs Jahren 2019.Und damals gab es schon Stimmen: „Wir haben 
Hochkonjunktur, wir können keine Rücklagen aufbauen“. Du sprachst von Rücklagen, aber die 
hat ein anderer Bürgermeister aufgebaut, davon zehren wir. Und als wahltaktischer Sicht ist das 
natürlich ideal, dass sich das alles bis 2027 ausgeht.  
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Tatsache ist, dass wir Rücklagen haben. Wir gehören zu den acht 
Gemeinden in Bezirk Urfahr, die den Haushalt noch ausgeglichen darstellen können. Man sieht 
in den nächsten zwei Jahren voraus, dass keine Gemeinde mehr den Haushalt ausgleichen kann, 
insofern ist das schon ein großes Thema.  
DI Gerhard Engleder: Bürgermeister Ing. Johann Plakolm ist seit 10 Jahren Bürgermeister. Zu 
sagen, das hätte keine Auswirkung ist sehr weit herbeigezogen. Ich würde es jetzt nicht verste-
hen, wenn wir konkret ein Darlehen beschließen, wenn wir nicht einmal etwas ausgeschrieben 
hätten. Wir wollen damit den Willen zeigen, einen neuen Hort bauen zu wollen, der notwendig ist. 
Es wäre schöner gewesen, wenn wir finanziell besser dastehen würden.  
Ing. Franz Luger: Ich habe dir ein paar Fragen geschickt: 
Hochwasserschutz: erste Umsetzung 2020 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Du meinst Eferdinger Becken: da gibt es einen Nachholbedarf, was 
den Naturschutz betrifft. 
Ing. Franz Luger: Liegt die Schuld beim Land? 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Ich möchte jetzt keine Schuld verteilen. Wir hatten eine wasser-
rechtliche Verhandlung, wo der Hochwasserschutz selbst nicht kritisch diskutiert wurde. Es gibt 
einen Verbesserungsbedarf bei der naturschutzrechtlichen Umsetzung.  
Ing. Franz Luger: Da vergehen vier Jahre.  
Neubau Hort: Wir würden eine Förderquote von 78 % bekommen. Ich bekomme aber nur 73 % 
heraus. Was sind die Gründe dafür? 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Ich kann dir die Zahlen ad hoc nicht erklären. Es gibt förderbare und 
nicht förderbare Kosten. Du hast wahrscheinlich mehr berechnet. 
Ing. Franz Luger: Nein, es gibt einen Gemeinderatsbeschluss, wo steht, du hast mit dem Land 
gesprochen. Du sagtest, 63 % ist die Förderquote plus 15 % Sonderförderung, sind 78 %. Ich 
berechnete den Kapitaltransfer vom Land + Kaptaltransfer vom Bund + Förderzuschlag. Dann 
haben wir noch das Darlehen, das ist unsere Sache, operativ 11.000 Euro.  
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Ich beantworte dir jetzt deine Frage, ohne dass ich die Zahlen be-
legen kann. Es gibt förderbare Kosten, das ist der Prozentsatz, wie du das jetzt gesagt hast. Und 
es gibt nicht förderbare Kosten, die aber trotzdem bei den Gesamtkosten dabei sind. Genaue 
Angaben wissen wir erst mit dem Finanzierungsplan vom Land OÖ. 
Ing. Franz Luger: Was mich wunderte, die ganzen Kosten sind heuer drin. Das heißt, es müsste 
heuer alles umgesetzt werden oder? 
Was ich auch noch wissen möchte; wir hatten 2025 eine PV-Anlage mit 132.400 Euro im Sport-
park im Voranschlag. Davon sind 3500 Euro Gemeindeanteil. Das hätte uns nichts gekostet.  
Diese Anlage ist gestrichen.  
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Da gab es eine Intension im Sportpark, dass der Fitnessbetreiber 
selbst in eine PV-Anlage investiert.  
Ing. Franz Luger: Kosten 132.000 Euro, Landesförderung EZB 3.700 Euro, KIP bis 2025 106.000 
Euro, Bundesförderung 19.500 Euro, operativ 3.200 Euro. 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Die Zahlen kann ich dir jetzt nicht aus dem Stand beantworten. Die 
Zahlen müsste man sich intern anschauen. 
Brigitte Atzlesberger, PMSc: Und genau dafür bräuchte man die Finanzausschusssitzungen, 
um solche Themen in Ruhe besprechen zu können.  
 
 

Beschlussantrag: 
a) Der Gemeinderat möge den Dienstpostenplan – wie vorgetra-

gen – beschließen. 
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    
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GRÜNE 4    

FPÖ 1    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
Beschlussantrag: 

b) Der Gemeinderat möge den vorliegenden Nachtragsvoran-
schlag 2025 mit MEFP 2026 - 2029 beschließen. 

 
Fraktion JA NEIN Stimmenthaltung (NEIN) Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ  6 Engelbert Grünberger  

GRÜNE  4   

FPÖ  1   

 

Der Antrag gilt somit als: 

- einstimmig beschlossen 

- mehrheitlich beschlossen 
- abgelehnt 

 
Beschlussantrag: 

c) Der Gemeinderat möge den Auftrag des Bürgermeisters zur 
Auseinandersetzung mit den Härtefondskriterien zur Kenntnis 
nehmen. 

 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangen-

heit 

ÖVP 13    

SPÖ 6 Stefan Zauner   

GRÜNE 3 Brigitte Atzlesberger   

FPÖ 1    

 

Der Antrag gilt somit als: 

- einstimmig beschlossen 

- mehrheitlich beschlossen 
- abgelehnt 

 
 

4. Neuerlassung der Tarifordnung für die Kinderbetreu-
ungseinrichtungen der Marktgemeinde Walding 

 

Berichterstatter und Antragsteller: Bgm. Ing. Johann Plakolm 
 
 

Tarifordnung für die Kinderbetreuungseinrichtungen 
der Marktgemeinde Walding 

 

(gemäß Oö. Elternbeitragsverordnung 2024) 
Beschluss des Gemeinderates der Marktgemeinde Walding vom 26.06.2025 
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Präambel 
 
Der Besuch einer Kinderbetreuungseinrichtung ist für Kinder 
- vor dem vollendeten 30. Lebensmonat für die Betreuung ab 13.00 Uhr, 
- nach dem vollendeten 30. Lebensmonat bis zum Schuleintritt für die Betreuung ab 13.00 Uhr 

(Nachmittagstarif), 
- ab dem Schuleintritt, 
- die über keinen Hauptwohnsitz in Oberösterreich verfügen, 
beitragspflichtig. 
 

§ 1 
Bewertung des Einkommens 

 
(1) Der von den Eltern für Leistungen der Kinderbetreuungseinrichtung zu erbringende Kos-

tenbeitrag bemisst sich nach der Höhe des Familieneinkommens pro Monat. Das Fami-
lieneinkommen setzt sich aus allen Einkünften der im selben Haushalt mit dem betreffen-
den Kind lebenden Eltern im Sinne des § 2 Abs. 1 Z. 9 Oö. Kinderbetreuungsgesetz und 
deren Ehegattinnen und Ehegatten, Lebensgefährtinnen und Lebensgefährten oder ein-
getragenen Partnerinnen und Partnern und allfälligen Einkünften des Kindes (z.B. Wai-
senrente) zusammen. 

(2) Für die Berechnungen des Bruttoeinkommens gemäß § 2 Abs. 3 Oö. Elternbeitragsver-
ordnung 2024 ist das aktuelle Monatseinkommen zum Zeitpunkt des Beginns des Arbeits-
jahres nachzuweisen. Bei einer Aufnahme während des Arbeitsjahres ist das aktuelle Mo-
natseinkommen zum Zeitpunkt der Aufnahme nachzuweisen. 

(3) Die gemäß § 2 der zitierten Verordnung ermittelte Berechnungsgrundlage bildet die 
Grundlage für die Berechnung des Elternbeitrages für das jeweilige Arbeitsjahr. Verände-
rungen der Einkommenssituation während des Arbeitsjahres sind dem Rechtsträger un-
verzüglich bekannt zu geben und finden jeweils im darauffolgenden Monat Berücksichti-
gung. 

(4) Weisen die Eltern ihr Familieneinkommen nicht bis zum 15. September eines Arbeitsjah-
res bzw. bei späterem Eintritt zum Beginn des Monats der Aufnahme nach, ist der Höchst-
beitrag zu leisten. 

 
§ 2  

Elternbeitrag 
 
(1) Eltern oder Erziehungsberechtigte haben einen monatlichen Kostenbeitrag (Elternbeitrag) für 

ihr Kind 
- vor dem Schuleintritt nach 13:00 Uhr in Höhe von 3% des Einkommens  
- ab dem Schuleintritt in Höhe von 3% des Einkommens  
- das über keinen Hauptwohnsitz in Oberösterreich verfügt, 
zu leisten. 

(2) Mit dem Elternbeitrag sind alle Leistungen der Kinderbetreuungseinrichtung abgedeckt, aus-
genommen 
- eine allenfalls verabreichte Verpflegung, 
- ein möglicher Kostenbeitrag für die Begleitperson beim Transport zur bzw. von der Kin-

derbetreuungseinrichtung (Kindergartenbus) und 
- angemessene Materialbeiträge (Werkbeiträge) oder Veranstaltungsbeiträge gemäß § 11 

Oö. Elternbeitragsverordnung 2024. 
(3) Für den verpflichtenden Kindergartenbesuch im Ausmaß von 20 Stunden gemäß § 3a Abs. 1 

und 4 Oö. Kinderbetreuungsgesetz wird kein Elternbeitrag eingehoben. 
(4) Der Elternbeitrag wird für 11 geöffnete Monate berechnet und versteht sich inklusive Umsatz-

steuer. Für kindergartenfreie Tage erfolgt keine Aliquotierung. 
(5) Der Elternbeitrag und die sonstigen Beiträge gem. § 10 Abs. 1 bis 7 dieser Ordnung werden 

mittels Bankeinzug oder Vorschreibung mit Zahlschein 11-mal pro Jahr eingehoben. 
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(6) Ist ein Kind mehr als 2 Wochen pro Monat durchgehend wegen Erkrankung am Besuch der 
Kinderbetreuungseinrichtung verhindert, so wird der Elternbeitrag – gegen Vorlage einer Arzt-
bestätigung innerhalb einer Woche nach Genesung – für diesen Monat um 30 % ermäßigt. 

 
§ 3 

Mindestbeitrag 
 
(1) Der monatliche Mindestbeitrag beträgt: 

1. für die Bildung und Betreuung von Kindern bis zum Schuleintritt nach 13:00 Uhr € 51,00. 
2. für die Bildung und Betreuung von Schulkindern (Hort) € 51,00.  

(2) Auf Antrag kann der Mindestbeitrag gemäß Abs. 1 Z 1 und 2 aus besonders berücksichti-
gungswürdigen sozialen Umständen (sowie unter Bedachtnahme auf die Öffnungszeiten  
 

 
(3) nach 13.00 Uhr) ermäßigt oder zur Gänze nachgesehen werden. Dabei ist auf die Vermö-

gens-, Einkommens- und Familienverhältnisse der Eltern Bedacht zu nehmen. 
 

§ 4 
Höchstbeitrag 

 
(1) Der monatliche Höchstbeitrag, der maximal kostendeckend sein darf, beträgt  

1. für die Bildung und Betreuung von Kindern bis zum Schuleintritt ab 13:00 Uhr € 132,00. 
2 für die Bildung und Betreuung von Schulkindern (Hort) € 133,00.  

 
§ 5 

Geschwisterabschlag 
 
Besuchen mehrere Kinder einer Familie beitragspflichtig eine Kinderbetreuungseinrichtung, ist 
für das zweite Kind ein Abschlag von 50 % und für jedes weitere Kind in einer Kinderbetreuungs-
einrichtung ein Abschlag von 100 % festgesetzt. 
 

§ 6 
Berechnung des Elternbeitrages für Kinder bis zum Schuleintritt 

 
(1) Der monatliche Elternbeitrag für die Inanspruchnahme der Kinderbetreuungseinrichtung be-

trägt 3 % des Einkommens für die Betreuung ab 13:00 Uhr. 
(2) Für die Inanspruchnahme der Kinderbetreuungseinrichtung an weniger als fünf Tagen wird 

ein Tarif 
1. Für zwei Tage festgesetzt, der 50% vom Fünf-Tages-Tarif beträgt, und 
2. Für drei Tage festgesetzt, der 70% vom Fünf-Tages-Tarif beträgt.  

(3)  Bei Inanspruchnahme beitragspflichtiger Betreuung ab 13.00 Uhr (Nachmittagsbetreuung) 
außerhalb des angemeldeten Bedarfs wird der nächsthöhere Tarif gemäß § 6 Abs. 2 verrech-
net werden. 

 
§ 7 

Berechnung des Elternbeitrages für Schulkinder 
 
(1) Der monatliche Elternbeitrag für die Inanspruchnahme der Kinderbetreuungseinrichtung 

(Hort) beträgt von der Berechnungsgrundlage für Schulkinder 3 % des Einkommens.  
(2) Für die Inanspruchnahme der Kinderbetreuungseinrichtung an weniger als fünf Tagen wird 

ein Tarif für drei Tage festgesetzt, der 70 % vom Fünf-Tages-Tarif beträgt 
 

§ 8 
Angemessener Kostenbeitrag bei nicht regelmäßigem Besuch 

 
(1) Erfolgt ein beitragsfreier Besuch der Kinderbetreuungseinrichtung gemäß § 3 Abs. 3 a Oö. 

Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz ohne Rechtfertigungsgrund nicht regelmäßig entspre-
chend der Anmeldung, wird ein Kostenbeitrag in der Höhe von € 128,00 eingehoben. 
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(2) Der Besuch einer Kinderbetreuungseinrichtung ist jedenfalls dann nicht regelmäßig, wenn 
die vereinbarte monatliche Besuchszeit um mehr als 20 % unterschritten wird. Ein Rechtfer-
tigungsgrund für eine Unterschreitung der monatlichen Besuchszeit liegt jedenfalls vor bei 

1. Erkrankung des Kindes oder der Eltern, 
2. außergewöhnlichen Ereignissen (z.B. Naturkatastrophen, Todesfall in der Familie) oder 
3. urlaubsbedingter Abwesenheit von höchstens fünf Wochen pro Arbeitsjahr. 

 
(3)  Die Eltern haben die Leitung der Kinderbetreuungseinrichtung von jeder Verhinderung unver-

züglich zu benachrichtigen. 
(4)  Für den verpflichtenden Kindergartenbesuch gemäß § 3a Oö. Kinderbildungs- und -betreu-

ungsgesetz darf kein Kostenbeitrag eingehoben werden. 
 

§ 9 
Materialbeiträge (Werkbeiträge) und Veranstaltungsbeiträge 

 
(1) Für Werkarbeiten werden Materialbeiträge (Werkbeiträge) in der Krabbelstube in der Höhe 

von € 11,00, im Kindergarten in der Höhe von € 54,00 und im Hort in Höhe von € 26,00 pro 
Arbeitsjahr eingehoben. Bei Eintritt während des Arbeitsjahres wird dieser Beitrag auf die ver-
bleibenden Monate des Arbeitsjahres aliquotiert. 

(2) Für den Besuch von Veranstaltungen werden angemessene Veranstaltungsbeiträge vor der 
geplanten Veranstaltung eingehoben, wenn das Kind zum Besuch der Veranstaltung ange-
meldet ist. 

(3) In den Nachweis über die widmungsgemäße Verwendung der Materialbeiträge (Werkbei-
träge) und Veranstaltungsbeiträge kann jährlich ab 1. Juli bis zum Schluss des Arbeitsjahres 
von den Eltern am Gemeindeamt Walding während der Amtsstunden eingesehen werden. 
 

§ 10 
Sonstige Beiträge 

 
(1) Für die Mittagsverpflegung inklusive Vormittagsjause in der Krabbelstube wird ein Kostenbei-

trag in Höhe von € 3,39 pro Tag verrechnet. 
(2) Für die Vormittagsjause ohne Mittagessen in der Krabbelstube wird ein Kostenbeitrag von € 

0,49 pro Tag verrechnet. 
(3) Für die Mittagsverpflegung im Kindergarten wird ein Kostenbeitrag in Höhe von € 3,39 pro 

Tag verrechnet. 
(4) Für die Mittagsverpflegung von Hortkindern wird ein Kostenbeitrag in Höhe von € 5,88 pro 

Tag verrechnet. 
(5) Für die Begleitpersonen beim Kindergartentransport wird für das erste Kind ein monatlicher 

Kostenbeitrag in Höhe von € 26,00 vorgeschrieben. Nehmen mehrere Kinder einer Familie 
den Kindergartenbus in Anspruch, wird für jedes weitere Kind ein monatlicher Kostenbeitrag 
von € 13,00 festgesetzt. 

(6) Für die Müslijause im Kindergarten werden pro Quartal € 5,00 Kostenbeitrag eingehoben. 
(7) Als Kostenbeitrag für die Portfolio-Mappe im Kindergarten wird ein Betrag von € 10,00 pro 

Kind verrechnet. Die Vorschreibung erfolgt am Ende der Kindergartenzeit des Kindes im Juni 
des Arbeitsjahres bzw. bei früherem Austritt mit dem letzten Besuchsmonat. Für Kinder, wel-
che die Krabbelstube besuchen, wird ein Kostenersatz von € 0,50 pro Besuchsmonat ver-
rechnet und mit dem letzten Besuchsmonat in der Krabbelstube vorgeschrieben. 

 
§ 11 

Umsatzsteuer 
 
Alle in dieser Tarifordnung angeführten Beiträge verstehen sich inklusive der gesetzlichen Um-
satzsteuer. 
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§ 12 

Indexanpassung 
 

Der Mindestbeitrag nach § 3, der Höchstbeitrag gemäß § 4, der Materialbeitrag gemäß § 9 und 
die sonstigen Beiträge gemäß § 10 Absatz 1 bis 7 sind indexgesichert. Die Indexanpassung ge-
mäß § 4 Oö. Elternbeitragsverordnung 2024 erfolgt jeweils zu Beginn des neuen Arbeitsjahres, 
erstmals zu Beginn des Arbeitsjahres 2025/2026. 
 

§ 13 
Inkrafttreten 

 
Diese Tarifordnung tritt mit 01.09.2025 in Kraft. 
 
 Der Bürgermeister 
 Ing. Johann Plakolm MA 
 

 
Beschlussantrag:  
Der Gemeinderat möge die Neuerlassung der Tarifordnung ab 
01.09.2025 beschließen.  
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 1    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
 

5. Wasserleitungsordnung - Neuerlassung (RIS-authen-
tisch) 

 
Berichterstatter und Antragsteller: Ing. Christian Engleder 
 

VERORDNUNG 
 

des Gemeinderats der Marktgemeinde Walding, mit der eine Wasserleitungsordnung für die 
Wasserversorgungsanlage der Marktgemeinde Walding erlassen wird. 

 
Aufgrund des § 9 Oö. Wasserversorgungsgesetz 2015, LGBl. Nr. 35/2015 idgF., und der §§ 40 
und 43 der Oö. Gemeindeordnung 1990, LGBl. Nr. 91/1990 idgF., wird verordnet: 
 

§ 1 
Anwendungsbereich 

 
Diese Verordnung findet auf die im Gebiet der Marktgemeinde Walding liegenden Anschlüsse an 
die Gemeinde-Wasserversorgungsanlage der Marktgemeinde Walding (im folgenden Wasserver-
sorgungsanlage genannt), Anwendung. 

 
§ 2 
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Begriffsbestimmungen 
 
Im Sinn dieser Verordnung bedeutet: 
 
1. Anschlussleitung: Wasserleitung, welche das Wasser von der Versorgungsleitung ei-

nes Wasserversorgungsunternehmens bis zur Übergabestelle an die Verbraucherin 
bzw. den Verbraucher einschließlich des Absperrventils liefert. Sind mehrere – auf dem-
selben Grundstück befindliche – Gebäude direkt miteinander durch eine Wasserleitung 
verbunden, gilt auch diese Verbindungsleitung zwischen den Übergabestellen der ein-
zelnen Gebäude als Anschlussleitung. Weist ein Gebäude keine Übergabestelle auf, 
endet die Anschlussleitung an der Außenkante dieses Gebäudes.  

2. Hauptleitung: Wasserleitung mit Hauptverteilfunktion innerhalb eines Versorgungsge-
bietes, üblicherweise ohne direkte Verbindung zum Verbraucher (siehe ÖNORM EN 
805). 

3. Transportleitung: entspricht der Hauptleitung und der Zubringerleitung gemäß 
ÖNORM EN 805 (siehe ÖNORM B 2538). 

4. Übergabestelle: Hauptabsperrhahn; eine Wasserentnahme vor der Übergabestelle 
(z.B. durch Hydranten) ist nur mit Zustimmung der Betreiberin bzw. des Betreibers der  
 
Wasserversorgungsanlage unter den von ihr oder ihm zu bestimmenden Bedingungen 
zulässig. 

5. Verbrauchsleitung: Wasserleitung nach der Übergabestelle, bzw. bei Fehlen der Über-
gabestelle die Wasserleitung innerhalb der Außenkante des Gebäudes.  

6. Versorgungsleitung: Wasserleitung, die die Hauptleitung mit der Anschlussleitung ver-
bindet (siehe ÖNORM EN 805). 

7. Zubringerleitung: Wasserleitung, welche Wassergewinnung(en), Wasseraufberei-
tungsanlage(n), Wasserbehälter und/oder Versorgungsgebiet(e) verbindet, üblicher-
weise ohne direkte Verbindung zum Verbraucher (siehe ÖNORM EN 805).  

 
§ 3 

Verbrauchsleitung 
 
Verbrauchsleitungen sind nach der ÖNORM B 2531, Teil 1, herzustellen. Gemäß Punkt 4.2. 
dieser ÖNORM ist die Verbindung von Trinkwasserleitungen verschiedener Versorgungssys-
teme unzulässig. Eine Verbindung ist auch dann als gegeben anzusehen, wenn zwischen den 
Systemen Blindbleche, Absperrschieber oä Einrichtungen eingebaut sind. Ist die Zusammen-
führung von Trinkwasser aus der öffentlichen Anlage mit Wasser aus einem sonstigen System 
unbedingt erforderlich, so ist dies nur über freie Ausläufe in einen Zwischenbehälter zulässig. 
Innenleitungen müssen einschließlich aller angeschlossenen Geräte für den maximalen Versor-
gungsdruck im Netz der Versorgungsleitung geeignet sein. 
 

§ 4 
Anschluss an die Gemeinde-Wasserversorgungsanlage 

 
(1) Die Herstellung und Instandhaltung der Anschlussleitung obliegt – sofern im Einzelfall 

nicht etwas anderes vereinbart wird – der Betreiberin bzw. dem Betreiber der Wasser-
versorgungsanlage. Die Veranlassung der Herstellung obliegt jedoch der Eigentümerin 
bzw. dem Eigentümer des Objekts im Sinn des § 5 Abs. 3 zweiter Satz Oö. Wasserver-
sorgungsgesetz 2015. Die Anschlussleitungen sind nach der EN805 (ÖNORM B2538) 
herzustellen. 

 
(2) Die gesamten Kosten für die Errichtung und Instandhaltung der Anschlussleitung und 

sämtlicher dazugehöriger Einrichtungen (wie insbesondere Drucksteigerungseinrich-
tungen, Wasserzähler und Hauptabsperrventil) und auch die Kosten für die Wiederher-
stellung von bestehenden Anlagen, die im Zuge der Anschlusserrichtung beeinträchtigt 
wurden, sind von der Eigentümerin bzw. dem Eigentümer des Objekts zu tragen. Eine 
abweichende privatrechtliche Vereinbarung ist nicht zulässig.  
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(3) Die Verbrauchsleitung (§ 3) ist auf Kosten der Eigentümerin bzw. des Eigentümers des 

Objekts herzustellen und zu erhalten. Eine abweichende privatrechtliche Vereinbarung 
ist nicht zulässig. 

 
§ 5 

Wasserbezug 
 
(1) Vor dem Anschluss eines Objekts an die Wasserversorgungsanlage hat die Eigentüme-

rin bzw. der Eigentümer des Objekts an die Betreiberin bzw. den Betreiber der Wasser-
versorgungsanlage eine Anzeige über den voraussichtlichen täglichen Wasserver-
brauch zu erstatten. Ergibt sich in der Folgezeit eine wesentliche Änderung des Was-
serverbrauches, so ist dies der Betreiberin bzw. dem Betreiber der Wasserversorgungs-
anlage im Vorhinein anzuzeigen. 

 
(2) Ein über den Bedarf hinausgehender Wasserverbrauch (Wasserverschwendung) ist un-

tersagt. 
 
 

 
(3) Wird eine Ausnahme von der Bezugspflicht gemäß § 7 Oö. Wasserversorgungsgesetz 

2015 gewährt, muss von der Eigentümerin bzw. dem Eigentümer des Objekts sicherge-
stellt werden, dass die Anschlussleitung gänzlich von Wasser entleert ist (Stilllegung), 
um hygienische Beeinträchtigungen im Versorgungsnetz zu vermeiden. Der Zeitpunkt 
der faktischen Inanspruchnahme der Ausnahme von der Bezugspflicht ist der Betreibe-
rin bzw. dem Betreiber der Wasserversorgungsanlage im Vorhinein anzuzeigen. 

 
(4) Wird die Ausnahme von der Bezugspflicht faktisch nicht mehr in Anspruch genommen 

und daher wieder Wasser aus der Wasserversorgungsanlage entnommen, hat dies die 
Eigentümerin bzw. der Eigentümer des Objekts der Betreiberin bzw. dem Betreiber der 
Wasserversorgungsanlage im Vorhinein anzuzeigen. Die Eigentümerin bzw. der Eigen-
tümer des Objekts hat vor Inbetriebnahme der Anschlussleitung durch geeignete Maß-
nahmen (z.B. durch ausreichendes Spülen) sicherzustellen, dass das Wasser in der 
Anschlussleitung über ausreichende Qualität verfügt. 

 
§ 6 

Wasserzähler 
 
(1) Der Wasserbezug ist durch Wasserzähler zu messen. Für jeden Anschluss stellt die 

Betreiberin bzw. der Betreiber der Wasserversorgungsanlage einen Wasserzähler bei, 
der im Eigentum der Betreiberin bzw. des Betreibers der Wasserversorgungsanlage 
verbleibt.  

 
(2) Die Eigentümerin bzw. der Eigentümer stellt der Betreiberin bzw. dem Betreiber der 

Wasserversorgungsanlage einen geeigneten Raum für den Wasserzähler unentgeltlich 
zur Verfügung. 

 
(3) Der Ein- und Ausbau des Wasserzählers darf nur von der Betreiberin bzw. dem Betrei-

ber der Wasserversorgungsanlage vorgenommen werden. Änderungen am Wasserzäh-
ler sind untersagt. 

 
(4) Jeder am Wasserzähler wahrgenommene Fehler ist der Betreiberin bzw. dem Betreiber 

der Wasserversorgungsanlage von der Eigentümerin bzw. dem Eigentümer des Objekts 
zu melden. 

 
(5) Der Wasserzähler ist gegen Beschädigung, Verschmutzung, Frost und andere schädli-

che Einwirkungen zu schützen. 
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(6) Der Wasserzähler sowie alle in unmittelbarer Verbindung mit dem Wasserzähler ste-
henden sonstigen Einrichtungen (z.B. Wasserzählergarnitur mit Absperrventilen und  

 

 
(7) Rückflussverhinderer) müssen für den Einbau, die Instandhaltung und den Austausch 

leicht zugänglich und erforderliche Arbeiten gefahrlos durchführbar sein.  
 

§ 7 
Beschränkung des Wasserbezugs 

 
(1) Wenn es öffentliche Interessen erfordern, kann die Betreiberin bzw. der Betreiber der 

Wasserversorgungsanlage den Wasserbezug im erforderlichen Umfang beschränken.  
 
(2) Im öffentlichen Interesse liegt eine Beschränkung des Wasserbezugs, wenn etwa  

a) wegen Wassermangels auf andere Weise der notwendige Wasserbedarf der an die Was-
serversorgungsanlage angeschlossenen Verbraucherinnen und Verbraucher nicht befrie-
digt werden könnte; in diesem Zusammenhang ist die Betreiberin bzw. der Betreiber der 
Wasserversorgungsanlage berechtigt, zur Koordinierung von Poolbefüllungen und der-
gleichen Zonenpläne oder ähnliches zu erarbeiten, die für diese Zwecke die Wasserent-
nahme reglementieren; 

b) solche Schäden an der Wasserversorgungsanlage auftreten, die eine Beschränkung des 
Wasserbezugs erforderlich machen; 

c) Arbeiten an der Wasserversorgungsanlage oder andere Arbeiten im Bereich dieser Anlage 
eine vorübergehende Beschränkung des Wasserbezugs notwendig machen; 

d) sie im Zuge einer Brandbekämpfung erforderlich wird. 
 
(3) Während einer Brandbekämpfung, die eine Wasserentnahme aus der Anlage erforder-

lich macht, ist der Wasserbezug für andere Zwecke auf das unumgängliche Mindestmaß 
zu beschränken. 

 
(4) Sollte die Betreiberin bzw. der Betreiber der Wasserversorgungsanlage durch höhere 

Gewalt, andere unabwendbare Ereignisse zur Abwendung von Gefahren oder zur 
Durchführung betriebsnotwendiger Arbeiten ganz oder teilweise an der Wassergewin-
nung oder –fortleitung gehindert oder durch behördliche Anordnungen dazu gezwungen 
sein, ruht die Versorgung bis zur Beseitigung dieser Hindernisse.  

 
§ 8 

Pflichten der Eigentümerin und des Eigentümers des Objekts 
 
(1) Die Eigentümerin bzw. der Eigentümer des Objekts ist verpflichtet, die Verbrauchslei-

tung so instand zu halten, dass sie jederzeit der ÖNORM B 2531 entspricht. Auftretende 
Schäden sind so bald wie möglich zu beheben. 

 
(2) Die Eigentümerin bzw. der Eigentümer des Objekts hat Schäden, die eine vorüberge-

hende Sperrung der Wasserzufuhr erforderlich machen (z.B. Rohrbruch), der Betreibe-
rin bzw. dem Betreiber der Wasserversorgungsanlage unverzüglich anzuzeigen.  

 
(3) Die Eigentümerin bzw. der Eigentümer des Objekts ist verpflichtet, die Anschlussleitung, 

den Wasserzähler und die Verbrauchsleitung jederzeit, außer zur Unzeit, durch Organe 
der Gemeinde überprüfen zu lassen. Die Instandhaltung bzw. der Austausch der An-
schlussleitung und des Wasserzählers ist jederzeit, außer zur Unzeit, zu dulden.  

 
(4) Änderungen im Eigentum des angeschlossenen Objekts hat die neue Eigentümerin bzw. 

der neue Eigentümer des Objekts der Gemeinde bzw. der Betreiberin bzw. dem Betrei-
ber der Wasserversorgungsanlage anzuzeigen. 
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(5) Die Anbringung von Hinweisschildern für Armaturen, Hydranten, Versorgungs- und An-
schlussleitungen auf Anlagen, Zäunen und Objekten ist von der Eigentümerin bzw. vom 
Eigentümer des Objekts unentgeltlich zu dulden. 

 
(6) Die Weiterleitung von Wasser auf andere Grundstücke ist verboten. Bei Grundstücks-

teilungen sind für neu entstandene Grundstücke eigene Anschlüsse an die Versor-
gungsleitung herzustellen. 

 
(7) Die Eigentümerin bzw. der Eigentümer des Objekts hat alles zu vermeiden, was schäd-

liche Rückwirkungen auf die Wasserversorgungsanlage nach sich ziehen könnte.  
 

§ 9 
Strafbestimmung 

 
Übertretungen dieser Wasserleitungsordnung werden nach § 13 Z. 3 des Oö. Wasserversor-
gungsgesetzes 2015 bestraft. 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
(1) Die Verordnung tritt mit Ablauf des Tages ihrer Kundmachung im Verordnungsblatt der 

Marktgemeinde Walding in Kraft. 

 

 
(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Wasserleitungsordnung vom 29.06.2017 au-

ßer Kraft. 
 
 
Der Bürgermeister: 
Ing. Johann Plakolm MA 
 
 

Beschlussantrag:  
Der Gemeinderat der Marktgemeinde Walding möge die Wasserlei-
tungsordnung 2025 beschließen. 
 
Ing. Christian Engleder bittet AL Reinhard Grössmann MPA MBA die Hintergrundinformationen 
zu erläutern. 
AL Reinhard Grössmann MPA MBA: Die Gemeinden sind ab 1.7.2025 verpflichtet, auch im RIS 
(Rechtsinformationssystem des Bundes) die Verordnungen zu veröffentlichen, das heißt 
www.ris.bka.gv.at. 
Jetzt fangen wir an, die Wasserleitungsordnung und Kanalordnung in das RIS zu stellen. Die 
Verordnungen müssen jetzt beschlossen werden und zukünftig im RIS veröffentlicht werden. Im 
RIS werden Verordnungen der Gemeinde jetzt rechtsverbindlich kundgemacht. Das RIS ist die 
einzig richtige Kundmachung. Wir brauchen die Verordnungen nicht mehr auf die Amtstafel hän-
gen. Wir werden die aktuelle Fassung weiterhin auf der Homepage haben, aber wir sind rechtlich 
nicht mehr verpflichtet, Kundmachungen auf der Amtstafel und auf der Homepage zu haben. Ab 
1. Juli 2025 ist nur mehr das RIS gemeinderechtlich authentisch.  
Die Abfallordnung haben wir im Mai 2025 geändert, die ist ja noch bei der Prüfung. Wir bekamen 
sie noch nicht retour. Wir werden die Tarifordnungen wieder ändern, wenn wir im Rahmen des 
Voranschlages wieder die Gebührensätze für Wasser und Kanal bekommen. Die Tarife werden 
nicht mehr beim Voranschlag mitbeschlossen, sondern es wird eigene TOPs geben, wo wir die 
Gebührenordnungen beschließen werden.  
 
Gegenüber den alten Vorlagen hat sich ein bisschen etwas in der Präambel und in der Formulie-
rung bei der Rechtswirksamkeit geändert. Inhaltlich ist alles 1:1 gleichgeblieben, was ihr habt.  
Das Inkrafttreten heißt nicht mehr „Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag“ (alte Version). 
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Das Inkrafttreten heißt jetzt: „Kundmachung im RIS authentisch“. 
Das habe ich geändert. Das steht dann auch im Protokoll. Das sind die zwei Formulierungen, 
aber ansonsten gibt es inhaltlich keine Änderung. 
Ing. Franz Luger: Auf der Homepage stehen weiterhin die Verordnungen? 
AL Reinhard Grössmann MPA MBA: Werden wir natürlich machen. 
Ing. Franz Luger: Aber ich kann die Verordnungen aller Gemeinden auch über 
www.ris.bka.gv.at/ ansehen? 
AL Reinhard Grössmann MPA MBA: Die Verordnungen, die beschlossen wurden. Wir haben 
die Wasserleitungsordnung auch schon seit 2017. Es gab bisher keinen Bedarf für eine Ände-
rung. Es gibt Gemeinden, die ihre Verordnungen freiwillig schon in das RIS gestellt haben. 
Ing. Christian Engleder: Danke Reinhard für die fachkundige Auskunft.  
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Wir beschließen die Vorlage, wie sie der Amtsleiter Reinhard Gröss-
mann MPA MBA erklärt hat. 
AL Reinhard Grössmann MPA MBA: Das wären die Änderungen in der Präambel und bei noch 
einer anderen Formulierung und beim „Inkrafttreten“. 
 
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 1    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
AL Reinhard Grössmann MPA MBA: Wir haben zwischen Amtsvortrag und dieser Woche eine 
RIS - Vorlage bekommen, was jetzt wirklich eine Vorlage ist. Darum wurde das noch geändert. 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Das können wir bedenkenlos beschließen. 
 
 

6. Kanalordnung - Neuerlassung (RIS-authentisch) 
 

Berichterstatter und Antragsteller: Ing. Christian Engleder 
 

VERORDNUNG 
 

des Gemeinderates der Marktgemeinde Walding, mit der eine Kanalordnung für die Abwasser-
entsorgungsanlage der Marktgemeinde Walding erlassen wird. 
 
Aufgrund des § 11 Abs. 2 Oö. Abwasserentsorgungsgesetz 2001, LGBl.Nr.27/2001 idgF., und 
der §§ 40 und 43 der Oö. Gemeindeordnung 1990, LGBl. 91/1990 idgF., wird vom Gemeinderat 
der Marktgemeinde Walding verordnet: 

 
§ 1 

Anwendungsbereich 
 

Diese Verordnung findet auf die im Gemeindegebiet befindlichen Anschlüsse (Hauskanalanlage) 
an das von der Marktgemeinde Walding betriebene öffentliche Kanalnetz (im Folgenden Kanali-
sation genannt) Anwendung. 
 
Die Hauskanalanlage ist die Entsorgungsleitung inklusive Hebeanlage, Pumpwerke und 
Schächte von der Außenmauer des zu entwässernden Objektes bis zur öffentlichen Kanalisation 
(Sammelleitung). Der Verlauf und der Umfang der öffentlichen Kanalisation ergeben sich aus den 

http://www.ris.bka.gv.at/
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wasserrechtlich bewilligten Projekten, in denen der Verlauf farblich gekennzeichnet ist und eine 
klare Abgrenzung des öffentlichen Kanals enthalten. 
 

§ 2 
Vorschriften für die Einleitung von Schmutz- und Oberflächenwässern 

 
(1) Die Bestimmungen der Bescheide für die wasserrechtliche Bewilligung der Ortkanalanlage 

sind einzuhalten. Diese liegen beim Marktgemeindeamt Walding auf und können zu den 
Amtszeiten eingesehen werden. 

 
(2) Von den anschlusspflichtigen Objekten sind sämtliche häusliche Abwässer (Fäkal-, Wasch-, 

Bade- und Küchenabwässer), diese gleichzuhaltende und betriebliche Abwässer und je nach 
Entwässerungssystem (§ 3 Abs. 8) die Niederschlagswässer in den öffentlichen Schmutz- 
oder Mischwasserkanal einzuleiten. 

 
(3)  Allgemeine Grundsätze zur Behandlung von Abwasser und Abwasserinhaltstoffen, entspre-

chend der Allgemeinen Abwasseremissionsverordnung (BGBl. Nr. 186/1996), sind einzuhal-
ten. 

 
In die öffentliche Kanalisation dürfen nur Abwässer eingeleitet werden,  

• die den Bauzustand und die Funktionsfähigkeit der Anlagen nicht stören,  

• das Personal bei der Wartung und Instandhaltung der Anlage nicht gefährden,  

• die Abwasserbehandlung und die Klärschlammverwertung nicht beeinträchtigen 
und 

• die Gewässer nicht nachteilig beeinflussen. 
 
(4) Gelangen giftige, feuer- und Zündschlag gefährdende Stoffe in die öffentliche Kanalisation, 

so ist die Marktgemeinde Walding davon sofort zu verständigen.  
 
(5) Die Abwässer sind in möglichst frischem Zustand, ohne Zwischenschaltung von Senkgruben 

oder Hauskläranlagen, in die öffentliche Kanalisation einzuleiten. 
 

§ 3 
Vorschriften für die Anschlussleitungen 

 
(1) Die Errichtung des Hausanschlusskanals hat unter Einhaltung und Beachtung der zum ge-

gebenen Zeitpunkt gültigen Normen (z.B.: ÖNORM B 2501 "Entwässerungsanlage für Ge-
bäude", ÖNORM B 2503 „ergänzende Bestimmungen für die Planung, Ausführung und 
Prüfung“, EN 752 1-7 "Entwässerungssysteme außerhalb von Gebäuden", EN 1610 "Verle-
gung und Prüfung von Abwasserleitungen und -kanälen") zu erfolgen. 

 
(2) Die Einbindung des Hausanschlusskanals in die öffentliche Kanalisation hat primär über den 

von der Marktgemeinde Walding festgelegten Anschlussschacht zu erfolgen. Der Anschluss 
hat dabei ohne Zwischenspeicherung mit durchgehendem Abflussgerinne zu erfolgen.  

 

(3) Sollte für einen Anschluss ein neuer Schacht auf der Sammelleitung erforderlich wer-

den, so wird dieser von der Marktgemeinde Walding errichtet, wobei die Kosten dafür 

vom Anschlusswerber zu tragen sind. 

 

(4) Erfolgt der Anschluss an die Kanalisation über einen bestehenden oder neu errichteten 

Schacht, so ist ein Übergabeschacht auf eigenem Grund des Anschlusswerbers dann 

nicht erforderlich, wenn im Ableitungsrohr (nach der Außenmauer des anzuschließen-

den Gebäudes, oder unmittelbar innerhalb) eine gleichwertige Putzmöglichkeit für den 

Hausanschlusskanal vorgesehen wird.  
 
(5) Eigentümer von zu entwässernden Objekten haben sich selbst gegen einen Abwasserrück-

stau aus dem öffentlichen Kanalnetz (z.B. durch die Errichtung von Rückstausicherungen 
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bzw. bei Hebeanlagen unter Beachtung der Bestimmungen der ÖNORM B 2501 und der 
Lage der Rückstauebene beim Anschlusspunkt) zu schützen. 

 
(6)  Können die Abwässer von einem Objekt nicht im natürlichen Gefälle zum öffentlichen Kanal 

fließen, so hat dies der Eigentümer des Objekts auf eigene Kosten durch eine Abwasserhe-
beanlage oder ein Abwasserpumpwerk sicherzustellen. 

 
(7) Eine ausreichende Entlüftung der Abwasserleitungen im Objekt ist über Dach sicherzustel-

len. 
 
(8) Die Einleitung von Oberflächenwässern von Liegenschaften hat unter Berücksichtigung der 

Ausführung der öffentlichen Kanalisation zu erfolgen: 
 
 (Bei einem) Mischwassersystem: 
 Drainagewässer, Brunnenüberwässer und Quellwässer dürfen nicht in die Mischwasserka-

näle eingeleitet werden. 
 Nicht oder nur gering verunreinigte Niederschlagswässer von Dachflächen sind – soweit ört-

lich möglich – dem natürlichen ober- und unterirdischen Abflussgeschehen zu überlassen. 
 
 
 (Bei einem) Trennsystem: 
 Drainagewässer, Brunnenüberwässer, Quellwässer und Niederschlagswässer dürfen nicht 

in den Schmutzwasserkanal eingeleitet werden. 
 Nicht oder nur gering verunreinigtes (Dach- bzw.) Niederschlagswasser ist so weit wie mög-

lich dem natürlichen ober- und unterirdischen Abflussgeschehen zu überlassen. 
 
 Oberflächenwässer von Liegenschaften dürfen nur in solcher Menge in den öffentlichen Nie-

derschlagswasser- oder Mischwasserkanal eingeleitet werden, dass die in den wasserrecht-
lich bewilligten Projekten der öffentlichen Kanalisationsanlage für die einzelnen Einzugsflä-
chen angesetzten Abflussbeiwerte nicht überschritten werden. 

 Einer über die wasserrechtlich bewilligten Einzugsflächen hinausgehenden Versiegelung ist 
durch geeignete Retensionsmaßnahmen entgegenzuwirken. 

 

(9) Hauskanalanlagen dürfen erst nach Fertigstellung und Inbetriebnahme der öffentlichen Ab-
wasserbehandlungsanlage (Kläranlage und Kanal) in Betrieb genommen werden. 

 
(10) Die Fertigstellung einer Hauskanalanlage ist der Baubehörde binnen zwei Wochen schriftlich 

anzuzeigen. Der Fertigstellungsanzeige ist ein Dichtheitsattest (auf Basis einer Dichtheits-
prüfung gemäß ÖNORM B 2503 bzw. ÖNORM B 2538 im Falle von Druckrohrleitungen) ei-
nes befugten Unternehmens anzuschließen. (§ 20 Abs. 3 OÖ. Abwasserentsorgungsgesetz 
2001 idgF.) 

 
(11) Sämtliche im Zusammenhang mit der Hauskanalanlage stehenden Kosten, insbesondere 

die Kosten für die Errichtung, Instandhaltung und den Betrieb der Hauskanalanlage, sind 
vom Eigentümer des Objekts zu tragen. 

(12) Im Fall der Errichtung von dezentralen Rückhaltemaßnahmen für Niederschlagswasser ist 
deren Fertigstellung dem Kanalisationsunternehmen unter Vorlage von Ausführungsunterla-
gen schriftlich anzuzeigen und es sind dieser Anzeige entsprechende Nachweise beizulegen, 
mit welchem von einem befugten Bauführer die Einhaltung der erforderlichen Maßnahmen  

 
 

(vorhandenes Retentionsvolumen, Art und Menge der Drosselung, Art einer allenfalls erfor-
derlichen Vorreinigung etc.) bestätigt wird. 

  



Seite 31 von 46 

 
§ 4 

Reinigung und Instandhaltung der Hauskanalanlagen 
 
Der Eigentümer einer Hauskanalanlage hat auf eigene Kosten für die ordnungsgemäße Instand-
haltung, Dichtheit, Funktionsfähigkeit und regelmäßige Wartung der Anlage zu sorgen. 

 

§ 5 
Auflassung bestehender Hauskläranlagen und Senkgruben 

 
(1) Mit dem Anschluss an die öffentliche Kanalisation sind bestehende Abwasserreini-

gungs- und Abwasserspeicheranlagen durch einen dauerhaften Verschluss der Abwas-
serzuleitung außer Betrieb zu nehmen. Die Anlagen sind zu entleeren, zu reinigen und 
mit nicht faulfähigem Material aufzufüllen. 

 
(2) Eine Weiterverwendung bestehender Anlagen (z.B. Regenwasserspeicher) ist der Bau-

behörde bekanntzugeben, hat den bautechnischen Anforderungen sowie den Anforde-
rungen des Umweltschutzes und der Hygiene zu entsprechen und darf insbesondere 
keine Gefährdung für Mensch und Tier darstellen. 

 
§ 6 

Unterbrechung der Entsorgung 
 

(1) Die Entsorgungspflicht der Marktgemeinde Walding ruht, solange Umstände, die abzuwen-
den außerhalb der Einflussmöglichkeit des Kanalisationsunternehmens stehen, die Über-
nahme oder Reinigung der Abwässer ganz oder teilweise verhindern. 

 
(2) Die Übernahme der Abwässer durch das Kanalisationsunternehmen kann zur Vornahme be-

triebsnotwendiger Arbeiten, zur Vermeidung einer drohenden Überlastung der öffentlichen 
Kanalisation oder aus sonstigen betrieblichen Gründen eingeschränkt oder unterbrochen 
werden. Das Kanalisationsunternehmen wird dafür Sorge tragen, dass solche Einschränkun-
gen und Unterbrechungen möglichst vermieden bzw. kurzgehalten werden. Beabsichtigte 
Unterbrechungen der Entsorgung werden rechtzeitig in ortsüblicher Weise bekannt gegeben, 
es sei denn, es besteht Gefahr in Verzug. 

 
(3) Das Kanalisationsunternehmen kann die Übernahme der Abwässer des Kanalbenützers 

nach vorhergehender schriftlicher Androhung, bei Gefahr in Verzug auch sofort, unter-
brechen, einschränken oder die weitere Übernahme vom Abschluss besonderer Verein-
barungen abhängig machen, wenn der Kanalbenützer gegen die einschlägigen gesetz-
lichen Vorschriften, behördliche Auflagen oder die Kanalordnung verstößt.  

 
§ 7 

Überwachung 
 
Organen der Marktgemeinde Walding, des Kanalisationsunternehmens und auch von diesen be-
auftragen Personen von Fremdfirmen, ist der Zutritt zur Hauskanalanlage für Inspektion und War-
tung jederzeit und ungehindert zu gewähren.  

 
§ 8 

Einleitungsverbote in die öffentliche Kanalisation 
 
Nicht eingeleitet werden dürfen: 

• häusliche Abfälle (z.B. zerkleinerte Küchenabfälle), tierische Abfälle (z.B. Katzen-
streu),  

• Chemikalien (Lösungsmittel, Säuren, Laugen, Medikamente, Gifte, Farben, Lacke, 
Schädlingsbekämpfungsmittel, etc.), 

• Feststoffe (Textilien, Hygieneartikel, Verpackungsmaterial, etc.),  
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• ölhaltige Substanzen (Speisefette, Mineralöle, Schmierstoffe, etc.),  

• Baureststoffe (Zementschlämme, Mörtel, Bauschutt, etc.),  

• radioaktive Stoffe; 

• landwirtschaftliche Abwässer und Abfälle aus der Tierhaltung (Gülle; Jauche; Stall-
mist) 

 
§ 9 

Strafbestimmungen 
 
Übertretungen von in dieser Verordnung ausgeführten Anordnungen nach § 23 Oö. Abwasser-
entsorgungsgesetz 2001 von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu 4.000 
Euro zu ahnden, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fal-
lenden strafbaren Handlungen bildet. 
 

§ 10 
Betriebliche Abwässer 

 
Die Entsorgung betrieblicher Abwässer oder stark verschmutzter Niederschlagswässer bedarf 
einer gesonderten Vereinbarung mit dem Kanalbetreiber – Indirekteinleitervertrag. 
 

§ 11 
Rechtswirksamkeit 

 
(1) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages ihrer Kundmachung im Verordnungsblatt 

der Marktgemeinde Walding in Kraft. 
 
(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Kanalordnung vom 02.05.2013 außer Kraft. 
 
 
Der Bürgermeister: 
Ing. Johann Plakolm MA 
  
 

Beschlussantrag:  
Der Gemeinderat der Marktgemeinde Walding möge die Kanalordnung 
2025 beschließen. 
 
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 1    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
 

7. Land OÖ - Ermächtigung zum Abschluss von Vereinba-
rungen mit Mobilfunkbetreibern für die Auslösung von 
Bevölkerungswarnungen mit AT-Alert 

 

Berichterstatter und Antragsteller: Ing. Johann Zauner 
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Schreiben des Landes OÖ, Inneres und Kommunales, vom 16.05.2025: 
 
Am 05.10.2024 startete in Österreich ein neues System zur Warnung der Bevölkerung vor Kata- 
strophen und sonstigen Gefahren. Das neue System AT-Alert hat zu diesem Zeitpunkt das bis 
dahin bestehende Bevölkerungswarnsystem „Katwarn“ abgelöst. 
 
Mit AT-Alert können, auch in Ergänzung zu den Zivilschutzsirenen, Nachrichten nicht nur bundes-
, landes- oder bezirksweit, sondern auch regional bzw. lokal eingeschränkt (etwa für ein Gemein-
degebiet oder für Teile einer Gemeinde) verschickt werden. Im Anlassfall sollen dadurch mög-
lichst viele Menschen in einem betroffenen Gebiet direkt erreicht werden. 
 
Im Zusammenhang mit der Nutzung von AT-Alert ist eine Vereinbarung zwischen der jeweils 
zuständigen (Katastrophenschutz-)Behörde als Auftraggeber und den Mobilfunkbetreibern (vgl. 
§ 3 Abs. 3 der Verordnung des Bundesministers für Finanzen über die technische Ausgestaltung 
eines öffentlichen Warnsystems) abzuschließen. 
 
Bei der Nutzung von AT-Alert entstehen den Gemeinden keinerlei Kosten. 
 
Wenn eine Katastrophe nicht über das Gebiet einer Gemeinde hinausgeht und der Katastrophen-
schutz im Rahmen des eigenen Wirkungsbereichs besorgt werden kann, ist die Bürgermeisterin  
 
bzw. der Bürgermeister (in Städten mit eigenem Statut der Magistrat) zuständige Katastrophen-
schutzbehörde (vgl. § 3 Abs. 1 Z 1 Oö. KatSchG). Vor diesem Hintergrund müsste somit jede 
Gemeinde mit jedem Mobilfunkanbieter eine solche Vereinbarung abschließen. Um den diesbe-
züglichen Aufwand zu verringern, erklärt sich das Land Oberösterreich bereit, diese Vereinbarung 
im Namen aller Gemeinden abzuschließen. Dafür ist allerdings eine Ermächtigung des Landes 
Oberösterreich durch die Gemeinden notwendig. 
 

Ermächtigung des Landes Oberösterreich 
zum Abschluss von Vereinbarungen mit Mobilfunkbetreibern 
für die Auslösung von Bevölkerungswarnungen mit AT-Alert 

 
Die Mobilfunkanbieter haben gemäß § 125 Telekommunikationsgesetz (TKG) die Verpflichtung, 
über Auftrag der zuständigen Behörden Warnungen mittels Cellbroadcast (AT-Alert) zu übermit-
teln. Die Details zur Umsetzung, insbesondere Inbetriebnahme und Wartung, sind zwischen den 
Mobilfunkbetreibern und den für die Auslösung der Warnungen jeweils zuständigen Behörden zu 
vereinbaren (vgl. § 3 Abs. 3 der Verordnung des Bundesministers für Finanzen über die techni-
sche Ausgestaltung des öffentlichen Warnsystems). Außerdem ist gemäß § 125 TKG parallel zu  
 
 
jeder Auslösung ein Auftrag an die Mobilfunkbetreiber zu senden, der die jeweilige Rechtsgrund-
lage für die Warnung bzw. Alarmierung enthält. 
 
 
Die Gemeinde Walding, vertreten durch Bürgermeister Ing. Johann Plakolm MA, ermächtigt hier-
mit das Land Oberösterreich, derartige Vereinbarungen mit den Mobilfunkbetreibern abzuschlie-
ßen. 
 
 

Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat möge die Ermächtigung des Landes Oberösterreich 
zum Abschluss von Vereinbarungen mit Mobilfunkbetreibern für die 
Auslösung von Bevölkerungswarnungen mit AT-Alert beschließen. 
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Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 1    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
 

8. Flächenwidmungsplan 8 - Änderung 24 (Kirschneredt-
weg) 

 
Berichterstatter und Antragsteller: DI Engleder Gerhard 
 

Allgemeines 
Der Gemeinderat hat das Flächenwidmungsplan 8 – Änderung 24 (Kirschneredtweg) am 
29.06.2023 zur Einleitung beschlossen. Die Kundmachung zur Planauflage im Sinne § 33 (3) OÖ 
ROG 1994 mit Verständigung des Grundeigentümers ab 15. Jänner bis 20. Februar 2024, eine 
Stellungnahme wurde keine eingebracht. 
 
Die Stellungnahmen der Fachabteilungen Land OÖ gemäß § 33 (2) OÖ ROG 1994, erfolgt von: 
 
A 0) Abteilung Raumordnung GZ RO-2023-362869/8-Sa, Linz, 21.12.2023 
Zitat: „Aus Sicht der Raumordnung wird festgehalten, dass die Änderung aufgrund des geringen 
Zuwachses an Bauland für die Schaffung einer neuen Bauparzelle noch zur Kenntnis genommen 
wird. Ein maßgeblicher Widerspruch zu den Zielen und Festlegungen des Örtlichen Entwicklungs-
konzeptes konnte aufgrund der Geringfügigkeit der Änderung nicht festgestellt werden.“ 
 
A 1) In der Forstfachlichen Stellungnahme wird ausgeführt, dass es durch die Ausweisung der 
Schutz- oder Pufferzone im Bauland SP7 sowie der teilweisen Rückwidmung von Bauland im 
Osten des Planungsraumes zur Verbesserung der Gefährdungssituation kommt. Im Südwesten 
reicht das Bauland bis an 15 Meter an eine Waldfläche heran. Durch die Ausweisung des Grün-
zuges GZ 7 soll der Wald als Niederwald beschränkt werden. Diese Bewuchshöhenbeschrän-
kung ist zusätzlich durch eine Eintragung als Dienstbarkeit im Grundbuch abzusichern und im 
Genehmigungsverfahren vorzulegen. 
 
A 2) Aus wasserwirtschaftlicher Sicht wird eine schriftliche Bestätigung gefordert, dass die Was-
sergenossenschaft die Wasserversorgung für das neu zu widmende Bauland übernehmen wird. 
 
A 3) Aus Sicht der überörtlichen Raumordnung wird mitgeteilt, dass sich die geplante Umwidmung 
in unmittelbarer Nähe (innerhalb einer 100 m Luftlinie) zu einem gewidmeten Rohstoffabbauge-
biet für Lehmabbau und zu einer Fläche, welche mit „Bergrechtlicher Festlegung“ ersichtlich ge-
macht ist, befindet. Zu potenziellen Nutzungskonflikten kann keine nähere Beurteilung vorgenom-
men werden, daher hat eine Abstimmung von Seite der Gemeinde mit der zuständigen Bergbau-
behörde zu erfolgen, um zukünftige Nutzungskonflikte zu vermeiden. Da es sich im ggst. Fall um 
einen bergfreien Rohstoff gem. § 3 des MinroG handelt, ist das Bundesministerium für Finanzen, 
Sektion VI – Bereich Bergbau, als zuständige Behörde anzuführen.“ Zitat Ende, Sachbearbeiter 
DI Sandner Jakob. 
 
B) Abteilung Wasserwirtschaft GZ WW-2014-211941/94-DI, Linz, 02.11.2023 
Zitat: „Es besteht kein Einwand, wenn vor Umwidmung von der Wassergenossenschaft schriftlich 
bestätigt wird, dass die WG die Wasserversorgung für dem neu zu widmenden Bauland überneh-
men wird.“ 
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Mitteilung zu (B): Wassergenossenschaft Walding per E-Mail „Von Seiten der WG Walding spricht 
nichts gegen die geringfügige Bauplatzerweiterung, zu beachten ist: ein zusätzliches Gebäude 
benötigt einen eigenen Wasseranschluss. Dieser ist direkt an der Versorgungsleitung anzuschlie-
ßen. Sollte die Anschlussleitung über fremde Grundstücke verlaufen, ist ein schriftliches Einver-
nehmen mit den betroffenen Grundeigentümern herzustellen.“ 
 
C) Wildbach- und Lawinenverbauung Forsttechnischer Dienst GZ 11210999, Linz, 09.11.2023 
Zitat: „Seitens der Gebietsbauleitung bestehen keine Einwände gegen die geplante Änderung Nr. 
24 des Flächenwidmungsplan Nr. 8.“ 
 
D) Abteilung Raumordnung GZ RO-2023-362869/5-Ho, Linz, 20.11.2023 Sachbearbeiter Dipl.-
Ing. Elisabeth Hofer-Tinschert, BSc mit Stellungnahme A3) 
 
E) Bezirkshauptmannschaft Urfahr Umgebung, Abteilung Forst GZ BHUUForst-2023-365192/2-
As, Linz, 27.11.2023 mit Stellungnahme A1) Sachbearbeiter DI Aschauer Gerhard 
 
Mitteilung zu E): Ebenso wurde im Zuge der gsst. FW-Änderung die Ersichtlichmachung Wald im 
Bereich der Grst. 769/2 (TF), 769/3 (TF) sowie 1031 (TF) aktualisiert und an die Waldfeststellung 
lt. Stellungnahme der Bezirkshauptmannschaft Urfahr-Umgebung (BHUUForst-2021- 292873/2-
As) angepasst. 
 
F) Sachverständiger für Natur- und Landschaftsschutz, Bezirksbauamt Linz, GZ BBA-LI-2015-
151591/85-BM/MM, Ansfelden, 07.12.2023. Zitat: „Zu diesem Widmungsverfahren ist aus natur-
schutzfachlicher Sicht anzuführen, dass zwischen zwei Einfamilienhäusern eine Baulücke be-
steht, welche durch die gegenständliche Widmungsänderung in südlicher Richtung geringfügig 
erweitert werden soll. Aufgrund der Geringfügigkeit der Erweiterungsfläche und der Tatsache, 
dass die gegenständliche Umwidmungsfläche wenig exponiert liegt, ist mit keinen derart negati-
ven Auswirkungen auf das Natur- und Landschaftsbild zu rechnen, welche eine negative Beurtei-
lung rechtfertigen würden. Die Änderung kann somit in naturschutzfachlicher Hinsicht noch ver-
treten werden. Es wird jedoch bereits jetzt angeführt, dass in diesem Bereich keine weiteren Bau-
landausdehnungen mehr möglich sein werden.“ 
 
G) Militärkommando Oberösterreich GZ S91082/94-MilKdoOÖ/Kdo/StbAbt3/2023(1), Mitteilung 
zu G): Es werden keine militärischen Planungen berührt. Die Stellungnahme wird als Zustimmung 
gewertet. 
 
H) Schreiben des Bundesministeriums für Finanzen Sektion VI – Bereich Bergbau als zuständige 
Bergbaubehörde Sekretariat der Abteilung VI/4 - Bergbau Rechtsangelegenheiten. GZ 2024-
0.288.244, Betreff Geplante Änderung Nr. 8.24 des Flächenwidmungsplanes („Kirschneredt-
weg“); potenzielle Nutzungskonflikte zwischen Wohngebiet und Bergbaugebiet. 
 
Zusammenfassung: derzeit wird (nur) auf dem Grundstück Nr. 1035 KG 45621 Walding in der 
Überschar „Weinzierl III“ Ton gewonnen. Grundlage ist ein am 28. Oktober 2024 auslaufender  
 
Gewinnungsbetriebsplan, der mit Bescheid GZ BMNT-66.150/0036-VI/9/2019, genehmigt wor-
den ist. Zitat: „Durch den derzeit bestehenden Abbau auf dem Grundstück 1035 KG 45621 Wal-
ding kommt es zu keinen relevanten Staub- oder Lärmimmissionen auf dem Grundstück Nr. 769/2 
KG 45621 Walding. Ob es durch den künftigen Tonabbau zu relevanten Immissionen auf der 
geplanten Baufläche auf dem Grundstück Nr. 769/2 KG 45621 Walding kommen wird bzw. wel-
ches Ausmaß diese Immissionen haben werden, kann vom Bereich Bergbau derzeit nicht beur-
teilt werden. Es wird angeregt, sich diesbezüglich mit der Leitl Spannton Gesellschaft m.b.H. in 
Verbindung zu setzen.“  
 
I) Erteilte Bauplatzbewilligung 0310-60-92024/CE. Dienstbarkeitsvertrag der Niederwaldbewirt-
schaftung. 
 



Seite 36 von 46 

Mitteilung (1): Die Stellungnahmen der Fachabteilungen wurden dem Anreger zur Kenntnis ge-
bracht und liegen im Akt auf. 
 
Mitteilung (2): Der erforderliche Planentwurf für die Einleitung, Vorlage im Vorverfahren und Wid-
mungsantrag wurde vom zuständigen Ortsplaner Büro Raumkonzeption ZT-GmbH, Hauptstraße 
10, 4040 Linz, am 06.10.2023, ausgearbeitet. Das Erhebungsblatt der Gemeinde Walding liegt 
dem Akt bei. 
 
Mitteilung (3): Abstimmung Gemeinde Walding wie in den Stellungnahmen A 3) und D) gem. § 
33 (2) OÖ ROG eingefordert. Die Firma Leitl Spannbeton Gesellschaft m.b.H. hat der von unserer 
Gemeinde Walding vorgelegten fachlichen Grundlagenforschung Zl. 6000-35-2-2024-CE per E-
Mail zugestimmt. Die E-Mail liegt dem Akt bei. 
 
Widmungsantrag 
 
Der in der beiliegenden Plandarstellung abgegrenzte Planungsraum befindet sich im 
Bereich Kirschneredtweg, ca. 1,2 km Luftlinie östlich des Ortszentrums von Walding. 
 
Planungsanlass: Anlass der ggst. FW-Änderung ist die geplante Errichtung eines Kleinhausbaus 
im Bereich des Grst. 769/3 und 769/2. Hierfür soll ein Bereich von ca. 290 m² neu als 
Wohngebiet gewidmet werden. 
Im Bereich des Grundstücks 769/3 wird, um den neuen Bauplatz zu ermöglichen und den 
mit der Forstbehörde vereinbarten Waldabstand von 15 m einzuhalten, eine Teilfläche 
von Bauland Wohngebiet zu Grünland rückgewidmet. 
Ebenso wird eine Teilfläche des Baulands (8.24 b und 8.24 c), um den Waldabstand in 
Richtung Osten und Süden einzuhalten, mit der Schutzzone: Gebäude und Schutzdächer 
unzulässig, überlagert. 
Ergänzend wird die Ersichtlichmachung Wald lt. Waldfeststellungsskizze der Forstbehörde aktu-
alisiert und auf Teilfläche 8.24 f wird der Grünzug Gz7: Niederwaldbewirtschaftung; Die Bewuchs-
höhe ist auf max. 15 m zu beschränken; lt. Vorgabe der zuständigen Forstbehörde festgelegt 
werden. Zufahrt, Kanal- und Wasseranschluss sind ohne Mehraufwand für die Gemeinde her-
stellbar. 
 
 

Rechtsstand (Skizze) 

 

Geplante Widmung (Skizze) 
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Lageplan zu Teilflächenverzeichnis (Skizze) 
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Das Gelände im Umgebungsbereich des Planungsraumes fällt Richtung Norden hin ab. Aufgrund 
der Geländeverhältnisse kann eine Hangwassergefährdung dennoch nicht ausgeschlossen wer-
den. Ob konkret eine Gefährdung vorliegt, ist ergänzend durch die Gemeinde bzw. die im weite-
ren Verfahren beteiligten Behörden zu beurteilen. 
 
Im Zuge der Widmung wird die Baulandkategorie Wohngebiet um ca. 75 m² erweitert und es wird 
eine neue Bauparzelle geschaffen. Die Bauplatzbewilligung mit Bedingung der Kundmachung 
der FW-Änderung 8.24 (Kirschneredtweg) wurde ausgestellt. Der Dienstbarkeitsvertrag der vom 
Forst geforderten Niederwaldbewirtschaftung wurde mit dem Antrag der Bauplatzbewilligung ein-
gereicht. Zur Erreichbarkeit der Bauplätze ist ein Geh- und Fahrrecht über Gst. 96 ins Grundbuch 
einzutragen, erforderlich auf Grundlage der Vermessungsurkunde GZ 16557/2024 mit graphi-
scher Darstellung des Geh- und Fahrtrechts, diese liegt dem Akt bei. 
 
Bauplätze 
a) KG 45621, EZ 874, Grundstücksnummer 769/3, Fläche 601 m² 
b) KG 45621, EZ 1261, Grundstücksnummer 769/5, Fläche 590 m² 
 
Kurzbeschreibung: Dienstbarkeit der besonderen Bewirtschaftung der Waldflächen auf Gst. 
769/1 KG Walding in der Form, dass zugunsten des Grundstücks 769/5 KG Walding eine Be-
wuchshöhenbeschränkung von 15 Meter auf Gst. 769/1 KG Walding vereinbart wird (niederwald-
artige Bewirtschaftung auf Teilfläche 8.24 f, der geplanten Flächenwidmungsplan 8 - Änderung 
24 (Kirschneredtweg)), Hinweis zum mit eingereichten Dienstbarkeitsvertrag vom 23.07.2024 
(Schweiger, Huemerstraße 1 / Kaplanhofstrasse 2, 4020 Linz). 
 
Übereinstimmung mit den Zielen und Festlegungen des ÖEK: Das rechtswirksame ÖEK Nr.3 
weist den Planungsraum der ggst. FW-Änderung als „weiße“ Fläche aus. Die Fläche ist als Ab-
rundung bzw. kleinräumige Ergänzung zum angrenzenden Bauland zu sehen. 
 
Amtsvortrag Ergänzung a), b) und c) Vermessung der Waldabstände und Einarbeitung in die 
Widmungsunterlage 
 

a) Ortsplaner aktualisierten Planunterlagen für die geplante Beschlussfassung im 
GR: 

-  Auf Basis des Planes GZ 16557_Schutzzone neu.pdf vom Vermesser wurde der 

Wald adaptiert (Fläche 8.24 e und 8.24) 

- Auf Basis des Planes GZ 16557_Schutzzone neu.pdf vom Vermesser wurde der 

Grünzug Gz7 geringfügig adaptiert (30 m Waldabstand) 

- Auf Basis des Planes GZ 16557_Schutzzone neu.pdf vom Vermesser wurde die 

Schutzzone im Bauland (SP 7) geändert. 

 
b) Bezugnehmend auf die Stellungnahme des Naturschutzes aus dem Jahre 2021 

wird noch angemerkt, dass aus unserer Sicht keine ÖEK-Änderung erforderlich ist. 
Vor allem deswegen, da wir ca. 215 m² Wohnbauland in Grünland widmen und ca. 
340 m² in Bauland Wohngebiet (davon ca. die Hälfte mit Schutzzone im Bauland). 
Somit wird in Summe nur 125 m² Bauland Wohngebiet neu gewidmet. Aus unserer 
Sicht kann das als maßvolle Erweiterung eines Bauplatzes gewertet werden. 
Grundsätzlich sind maßvolle Nachverdichtungen raumplanungsfachlich gewünscht 
und sinnvoll. In unserem Fall wird hier maßvoll nachverdichtet, wobei ein großer 
Bauplatz in 2 kleinere Bauplätze geteilt wird inkl. einiger Umschichtungen infolge 
der Waldsituation. 
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Unten Skizze Feldaufnahme mit Einarbeitung der Waldabstände 
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Alle erforderlichen Unterlagen für die geplante Widmung liegen schriftlich im Akt am Gemeinde-
amt vor. 
 

Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat möge die vorgetragene Flächenwidmungsplan 8 – 
Änderung 24 (Kirschneredtweg) widmen. 
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 1    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
 

9. Flächenwidmungsplan 8 - Änderung 35 (Leitnerweg) 
 

Berichterstatter und Antragsteller: DI. Engleder Gerhard 
 

Flächenwidmungsplan 8 – Änderung Nr. 35 (Leitnerweg) und ÖEK 3 – Änderung Nr. 4 
 
Planungsanlass: Anlass der ggst. FW-Änderung ist die geplante Schaffung einer Bauparzelle 
8.35 a auf einer Teilfläche 869 m² des Grundstücks Nr. 276/1 zum Zweck der Errichtung eines 
Einfamilienhauses innerhalb des bestehenden Siedlungsgefüge. Nachdem sich der östliche Be-
reich der Parzelle innerhalb des 30 m-Waldparameters befindet, wird die Widmung auf dieser 
Fläche mit einer Schutzzone 8.35 b W SP10 überlagert. Innerhalb der Schutzzone sollen Haupt-
gebäude unzulässig sein. Ebenso soll im südlichen Bereich eine 4 m breite Verkehrsfläche ge-
widmet werden, um eine Notdurchwegung zwischen dem Leitnerweg (Sackgasse) und der Breit-
nerstraße (Sackgasse) zu ermöglichen. Alle erforderlichen öffentlichen Aufschließungen mit  
Abwasserkanal, Wasserversorgung und Strom udgl. sind als Bestand bereits vorhanden als Be-
leg dafür dient das Erhebungsblatt der Gemeinde und liegt der Einleitung bei zur „Begründung 
öffentliches Interesse“ durch die gegenständlichen Änderungen“. Die Baulandeignung ist gege-
ben. Nutzungseinschränkung ist der Waldparameter 8.35 b W SP10 auf einer Fläche von 134 m² 
aufgrund der östlich gelegenen Waldfläche neben dem Leitnerweg. Die Hangwassersituation und 
Einfügung in das bestehende Orts- und Landschaftsbild wird im Bauverfahren beurteilt aufgrund 
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des Geländeanstieg Richtung Nordwesten. Nachdem sich der geplante Bauplatz zwischen zwei 
Siedlungsbereichen und nur unweit des Gemeindehauptorts befindet, kann die Umwidmung aus 
Sicht des Bodenschutzes vertreten werden. 
 
Die verkehrsmäßige Anbindung der geplanten Bauparzelle erfolgt über den Leitnerweg. Im Zuge 
der Umwidmung soll 8.35 c eine Teilfläche 290 m² des Grst. 276/1 an die Gemeinde Walding – 
öffentliches Gut abgetreten werden und eine Notfalldurchwegung zwischen Breitnerstraße (Sack-
gasse)und Leitnerweg (Sackgasse) für Einsatzfahrzeuge geschaffen werden. Für die Abtretung 
ist mit einer Vermessungsurkunde um Bauplatzbewilligung anzusuchen. 
 
Durch die ggst. Änderung wird Bauland-Wohngebiet im Ausmaß von ca. 1.003 m² geschaffen. 
Der Abschluss eines Baulandsicherungsvertrags wird vor der Widmung erfolgen. 
 
Übersichtsskizze mit Leitungsauskunft GeoOffice Marktgemeinde Walding 
 

 
 

Rechtsgültiger Stand FW 8 Geplante Änderung Nr. 35 

  

 
 

Teilflächenverzeichnis 
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Lageplan Skizze 
 

 
 
Örtliches Entwicklungskonzept Nr. 3 mit laufender Änderung Nr. 4 
 

Rechtsstand „weiße Fläche“ ÖEK Nr. 3 Geplante Änderung 4 Bauerwartungsland 
„Wohnfunktion“ 

 
 

 
 
Planungsfläche / Gegenstand der Planung 
Der ggst. Änderungsbereich umfasst eine Gesamtfläche von ca. 1.293 m² und befindet 
sich gänzlich in der KG Walding. Der Planungsraum soll wie folgt umgewidmet werden: 
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Beschlussantrag: 
Der Gemeinderat der Marktgemeinde Walding möge die Flächenwid-
mungsplan Nr.8 – Änderung Nr. 35 (Leitnerweg) mit ÖEK Nr. 3 – Ände-
rung Nr. 4 wie vorgetragen einleiten. 
 

Fraktion JA NEIN 
Stimmenthaltung 

(NEIN) 
Befangenheit 

ÖVP 13    

SPÖ 7    

GRÜNE 4    

FPÖ 1    

 

Der Antrag gilt somit als: 
- einstimmig beschlossen 
- mehrheitlich beschlossen 

- abgelehnt 

 
 

10. Allfälliges 
 

❖ Hortplatz 

Mag. Sofia Mitmasser-Aschauer: Zwei Mütter haben mich angesprochen, weil sie keinen Hort-
platz bekommen. Es stellte sich heraus, dass bei beiden Müttern die Arbeitgeberbestätigung nicht 
vorab eingeholt wurde. Ich weiß nicht, wie das Prozedere abläuft. Ich denke, es wäre vom Ablauf 
gut, wenn von allen Müttern die Arbeitgeberbestätigungen eingeholt werden würde und dann 
schaut man, wer braucht einen Hortplatz. Angeblich werden die Kinder, die 5 Tage den Hort 
besuchen vorgereiht vor den Kindern, die 3 Tage den Hort besuchen. Wir haben einen 3-Tages-
tarif beschlossen. Warum bekommt jemand keinen Hortplatz? Ich würde gerne das Thema an 
den Familienausschuss weiterleiten. Wenn jetzt so viele Leute zuziehen, wäre eine transparente 
Linie ganz gut, wo man nachvollzeihen kann, warum jemand keinen Hortplatz bekommt. Vielleicht 
könnte man auch die Betreuungszeiten im Hort ändern? 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Es gibt sehr viele Anmeldungen für den Hort. Bezüglich Transpa-
renz: es wird von der Hortleitung die Arbeitsbestätigungen der Eltern entsprechend eingefordert. 
Vorgangsweise in der Reihung ist, wer schon im Hort war, durfte den Platz behalten. Vorgereiht 
werden die Kinder, die einen Vollzeithort benötigen (Volltarif 5-Tage). Der Hort ist eine pädago-
gische Einrichtung, diese sollte auch Vollzeit pädagogisch genutzt werden. Die Kinder, voraus-
gesetzt Abgabe der Arbeitgeberbestätigung, die keinen Hortplatz am Anfang bekamen, kamen 
auf eine Warteliste. Kinder wurden hinten gereiht, bei denen die Eltern minimale Zeiten bei der 
Anmeldung angegeben haben z.B.: 3 x bis 12.30 Uhr, 2 x bis 13.30 Uhr etc. Das spielte alles eine 
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Rolle bei der Auswahl. Die Situation hat sich in der Zwischenzeit für etliche Mütter aufgrund meh-
rerer Maßnahmen verbessert. Manche Eltern benötigten keinen Hauptplatz mehr, weil es z.B. 
familiäre Veränderungen gab.  
Wir nahmen auch eine mögliche Überschreitung der Gruppengröße in Anspruch: 3 Gruppen vor-
gesehen mit voller Belegung und einer Integrationsgruppe (16 Kinder). Die Mütteranzahl, die auf 
der Warteliste waren, ist schon weniger geworden. Man kann durchaus im Familienausschuss 
diskutieren, wo die Frage zu stellen ist, was zu tun ist, wenn manche nur für ein paar Stunden 
eine Beaufsichtigung suchen. Da gäbe es vielleicht andere Möglichkeiten als den Hort. 
Zum Thema Statistik beobachte ich seit längerer Zeit, wie sich die Geburtenzahlen entwickeln, 
wie sich die Jahrgänge entwickeln. Ich habe die Zahlen von den Jahrgängen ab 2000: 
Geburtsjahr/Kinder 
2000/31 Kinder 
2021/38 Kinder 
2022/42 Kinder 
2023/38 Kinder 
2024/29 Kinder 
 
Mag. Sofia Mitmasser-Aschauer: Wie wird der Zuzug in Zukunft miteinberechnet? 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Das sind die Geburtenzahlen. Ich habe leider die Einwohnerzahlen 
nicht da, die viel relevanter sind. Laut den Zahlen von 1.9.2024 bis 31.8.2025, die bei uns gemel-
det sind, da gibt es ein auf und ab beim Zuzug. Interessanterweise bewegt sich die Bevölkerungs-
anzahl nach unten. Wir haben um ca. 55 Einwohner weniger als voriges Jahr. Wenn man die 
Zahlen übersetzt, kommen jedes Jahr zwei erste Klassen heraus, hochgerechnet wären das in 
Zukunft ca. 30 bzw 45 Kinder.  
Brigitte Atzlesberger, PMSc: Man bräuchte trotzdem eine transparentere Lösung. Vielleicht 
sollte man auch auf die Homepage stellen, was es für einen Hortplatz braucht. 5 Tage Hort ist für 
mich kein Argument für eine Vorreihung. Das Einholen der Arbeitgeberbestätigung wird anschei-
nend nur bei der Erstanmeldung gemacht und dann nicht mehr. Ich finde die Arbeitgeberbestäti-
gung gehört jedes Mal eingeholt. 
Bgm. Ing. Johann Plakolm: Ich werde bei der Hortleitung über die Einholung der Arbeitgeber-
bestätigung nachfragen, wie die Hortleitung das handhabt.  
Mag. Stefan Zauner: Eine kurze Anmerkung, ich sehe das kritisch, wenn man jedes Jahr von 
den Eltern die dienstliche Arbeitsbestätigung abverlangt. Es hat keinen Sinn, dass man Kinder, 
die schon zwei bzw. drei Jahre in einer Hortgruppe integriert sind, dann abmeldet, weil die Eltern 
zum Zeitpunkt der Anmeldung auf Arbeitssuche sind, weil sie ihren Job verloren haben. Eigentlich 
sollte es schon so sein, wenn man einen Hortplatz hat, sollte man den Platz die gesamte Volks-
schulzeit (4 Jahre) behalten. Das ist eigentlich normal. 
Mag. Sofia Mitmasser-Aschauer: Es geht nicht darum, dass wer auf Arbeitssuche ist.  
Es ist eben praktisch, wenn ich einen Hortplatz habe, aber eigentlich bin ich zuhause. 
Mag. Stefan Zauner: Ich sage ja nicht, dass ich das gut finde. Es hat ja aber keinen Sinn, wenn 
ich das Kind im Hort abmelde, weil ich in Karenz bin. Da geht die Kontinuität verloren. 
Ulrich Steininger, B.A.: Es gibt zu diesem Thema verschiedene Zugänge. Ich finde das Thema 
gehört in den Familienausschuss. 
 

❖ Gefährliche Strecke für Radfahrer 
Ing. Franz Luger: Gehört der Güterweg bei der Schmiedwiese hinauf uns oder dem Güterwege-
verband? 
Bgm. Ing Johann Plakolm: Gehört dem Güterwegeverband. 
Ing. Franz Luger: Kann man dort vielleicht etwas machen? Wenn man knapp oberhalb vom S 
mit dem Rad hinunterfährt und ein Auto kommt einem entgegen, hat man eine gefährliche Situa-
tion wegen eines Kanaldeckels. Ich habe einen Plan und Fotos geschickt. 
Bgm. Ing Johann Plakolm: Bitte schicke mir die Fotos. Ich sage dem Bauhof Bescheid, er soll 
sich die Situation vor Ort ansehen. 
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❖ Spielplatz Jörgmayrstraße 

Ulrich Steininger, B.A.: Die Wippe fehlt. Und noch ein anderes Spielgerät fehlt. Es werden im-
mer weniger Spielgeräte.  
Bei der Skaterrampe ragen so viele Glasfasersplitter heraus. Kann man dort streichen? 
Bgm. Ing Johann Plakolm: Ich werde beim Bauhof nachfragen. 
 
 

❖ UWE 

Brigitte Atzlesberger, PMSc: Bei der UWE werden sehr wenig Projekte derzeit eingereicht. Die 
UWE wartet auf Einreichung von Projekten. Es gäbe Förderungen bis 20.000 Euro. Projekte bis 
20.000 Euro benötigen keine Sondergenehmigung von Land OÖ. Wäre das vielleicht etwas für 
das Musikhaus? 
Die UWE bietet auch ein Ferienprogramm an.  
Bgm. Ing Johann Plakolm: Steht in unserem Ferienprogramm. 
 
 

❖ Stein auf Liegenschaft 
Mag. Stefan Zauner: Zurück zur Schmiedwiese, auf dieser Liegenschaft wurden wieder zwei 
Steine positioniert. Das Thema wurde ja schon einmal in einem Gremium besprochen. Die Steine 
liegen nicht mehr so weit draußen, wie sie waren, aber die Steine sind wieder da. 
Bgm. Ing Johann Plakolm: Da probiert es wieder wer. 
 
 

❖ Digitalzeug 

Ing. Johann Zauner: Die Eröffnung war gestern am 25.6.2025 im Gemeindeamt. Dabei wurden 
AL Reinhard Grössmann MPA MBA und Bgm. Ing. Johann Plakolm dankend für die großartige 
Unterstützung dieses Projektes erwähnt. Ich war sehr erstaunt über die Vielfalt des Angebotes. 
Bis 30.9.2025 ist alles finanziert. Bitte nutzt dieses Angebot. 
 
 

❖ Leerstandsmanagement – Alter Bauhof 
Ulrich Steininger, B.A.: Wie sieht es damit aus? 
Bgm. Ing Johann Plakolm: Es gibt Anfragen zu kaufen. Mieter sind rar. Verkaufen könnte man 
den Bauhof jederzeit. 
 
 

❖ Absetzung TOP „Tariferhöhung“ - GR-Sitzung 

Ulrich Steininger, B.A.: In der GR-Sitzung von 12.12.2024 wurde der TOP „Benützungsentgelt-
ordnung“ von der GR-Sitzung abgesetzt. Wie geht es weiter damit? 
Bgm. Ing Johann Plakolm: Es gibt den NVA 2025. Darin enthalten sind auch die Tarifordnun-
gen. Die Geschichte wurde diskutiert. Ich bekam vom Gemeinderat den Auftrag, mich bei den 
anderen Gemeinden wegen der Tarife zu erkundigen. Ich habe die Liste den Fraktionsobleuten 
bereits geschickt. Wir müssen uns jetzt zusammensetzen und darüber diskutieren. 
 

❖ Kinderfest Sportpark 

Daniela Beismann: Am Samstag ab 14 Uhr ist das Kinderfest im Sportpark.  
 
 

❖ Broschüren Notfallplan 

Bgm. Ing Johann Plakolm: Die Broschüren liegen bei uns und in der Raika auf. Bitte weiter-
empfehlen. 
 
Bgm. Ing. Johann Plakolm schließt die Sitzung um 20.14 Uhr. 
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